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EDITORIAL

Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,

„Die Bucerius Law School erzielt Leistungen in Forschung und 
Lehre sowie in der Förderung von Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern in frühen Karrierestadien, die anerkannten wissen-
schaftlichen Maßstäben entsprechen und ihrem institutionellen 
Anspruch als promotionsberechtigte Hochschule vollumfänglich 
gerecht werden.“

Dieser Satz stammt aus der Stellungnahme des Wissenschafts-
rates zur Institutionellen Reakkreditierung (Promotionsrecht) der 
Bucerius Law School vom 7. Juli 2023. Der Wissenschaftsrat hat die 
Bucerius Law School für zehn Jahre reakkreditiert und darüber 
hinaus festgestellt, dass er keine Notwendigkeit für eine erneute 
Reakkreditierung sieht. Die Freude über die Anerkennung unserer 
Leistungen ist groß, die Entscheidung Ansporn und Herausforde-
rung zugleich.

In seiner Begutachtung der Bucerius Law School lobt der Wis-
senschaftsrat unter anderem, dass die Hochschule ihre Forschungs-
ergebnisse mit dem Forschungsheft einer breiteren Öffentlichkeit 
zugänglich macht. Dies ist auch das erklärte Ziel des vierten Jahres-
heftes zur Forschung, das die Jahre 2022 und 2023 umfasst. Es zeigt 
einmal mehr, wie vielfältig die Themen sind, die an unserer Hoch-
schule bearbeitet werden, warum, von wem und wie, welche Ergeb-
nisse erzielt wurden und welche Auswirkungen sie haben können 
sowie welche Forschungsfragen noch zu beantworten sind. Ein wei-
terer Punkt, den der Wissenschaftsrat hervorhebt, ist die interdiszi-
plinäre und internationale Ausrichtung unserer Forschung, die wir 
in Zukunft noch weiter ausbauen werden, sowohl was die Methoden 
des wissenschaftlichen Arbeitens als auch die Kooperationen mit 
anderen wissenschaftlichen Einrichtungen betrifft. 

Das Doppelinterview auf Seite 44 ist dem Umstand gewidmet, 
dass die Präsidentschaft von Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Katharina Boele-
Woelki nach achtjähriger Amtszeit an Prof. Dr. Michael Grünberger 
übergeht. Er wird ab dem 1. Oktober 2023 die Zukunft der akademi-
schen Lehre und Forschung an der Bucerius Law School verantwor-
ten und gestalten.

Wir wünschen ihm viel Erfolg!

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Katharina Boele-Woelki, Präsidentin
Meinhard Weizmann, Geschäftsführer
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FORSCHUNGSVERANSTALTUNGEN 2022/23

Die Bucerius Law School fördert den wissenschaft-
lichen Austausch – denn davon lebt Wissenschaft.  
Dieser Grundgedanke prägt den akademischen  
Alltag an der Bucerius Law School, an der jedes Jahr 
zahlreiche Fachveranstaltungen stattfinden. Ob 
virtuell oder live auf dem Campus: Im Rahmen der 
Events werden die drängendsten und spannendsten 
Fragen der verschiedenen Rechtsgebiete erörtert. 
Der Austausch fördert nicht nur die Weiterentwick­
lung unserer Studierenden – die Ergebnisse prägen 
sehr oft auch den Diskurs in der Wissenschaft, in  
der Gesetzgebung und der juristischen Praxis.

01.02.2022

Wirtschaftsstrafrecht-
licher Gesprächskreis: 
Kryptowährungen und 
Strafrecht – Lösungen 
und Herausforderungen 
im Umgang mit einer 
Währungsrevolution

22.06.2022

Bucerius-Medizin­
rechtstag: Strukturelle 
Diskriminierung von 
Menschen im und durch 
das Gesundheitswesen

23.09.2022

Deutsch-chinesischer 
Arbeitsrechtstag

05.10. – 17.11.2022

Bucerius Herbst(tagung) 
des Bucerius Center on 
the Legal Profession

07.10.2022

Deutsch-japanischer 
Strafrechtstag:  
Austausch der Rechts-
wissenschaften Japans 
und Deutschlands

28.10.2022

Jahrestagung des Notar-
rechtlichen Zentrums 
Familienunternehmen:  
Gewinn und Gemein-
wohl in Familienunter-
nehmen

11.11. – 12.11.2022

Hamburger Tage des  
Stiftungs- und Non-Profit- 
Rechts: Versöhnung  
von Wirtschaft  
und Zivilgesellschaft?

22.11.2022

Medizinstrafrechts-
abend: die Rolle  
der Krankenkassen  
im Strafverfahren

2022
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25.01.2023

Arbeitsrechtlicher Gast­
vortrag und Verleihung 
des KLIEMT-Dissertati­
onspreises 2022

09.02. – 10.02.2023

Hamburger Forum für 
Unternehmensteuer-
recht: Besteuerung von 
Personen-/Kapitalgesell­
schaften

14.03.2023

Wirtschaftsstrafrechtli­
cher Gesprächskreis:  
Geldwäsche und Steuer-
hinterziehung – Frik-
tionen nach der Neufas-
sung des § 261 StGB

2023

15.03.2023

Bucerius-Medizin
rechtstag: das Haftungs­
system des Leistungs­
erbringerrechts in der 
gesetzlichen Krankenver­
sicherung

27.03.2023

Luther Dispute  
Resolution Lecture  
Russia’s Aggression 
against Ukraine

28.03.2023

7th Hamburg Interna-
tional Arbitration Days 
Conference: Arbitration 
with state-parties

30.05.2023

Medizinstrafrechts-
abend: § 218 StGB ab­
schaffen?

27.10.2023

Jahrestagung des Notar­
rechtlichen Zentrums 
Familienunternehmen: 
Einwirkung Dritter in 
Familienunternehmen
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INTERDISZIPLINÄRE FORSCHUNG

 „
D I E  S TA D T  D E R 

Z U K U N F T 
M I T G E S TA LT E N

 “

Fab City Hamburg

Als erste Stadt in Deutsch-
land schloss sich Hamburg 
2019 der globalen Initiative 
der Fab Cities an. 2020 
wurde der Verein Fab City 
Hamburg e. V. mit verschie-
denen Fab Labs, Makerspa-
ces, Werkstätten, Start-ups 
und Forschungseinrichtun-
gen gegründet. Inzwischen 
arbeiten mehr als 20 Ham-
burger Initiativen, Unter-
nehmen und Institutionen 
daran, dass Hamburg zur 
Fab City wird. Das Projekt 
wird von der Behörde für 
Wirtschaft und Innovation 
unterstützt. 

Mehr unter  
www.fabcity.hamburg
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Im Rahmen eines international  
eingebundenen, interdisziplinären  
Projekts erforscht ein Team der  
Law School die Möglichkeiten und 
Grenzen der „Fab City“.

Die Hälfte der Weltbevölkerung lebt in Städten, 
Tendenz steigend. Die internationale „Fab City 
Global Initiative“ hat es sich zum Ziel gemacht, 
zukunftsfähige Städte und Regionen zu gestalten, 
die Heimat für immer mehr Menschen sein kön-
nen und gleichzeitig aktiv dem Klimawandel und 
der Verschwendung von Ressourcen entgegenwir-
ken. Die Vision: Eine Fab City produziert (fast) al-
les, was sie braucht und verbraucht, lokal. Im- und 
exportiert werden nur noch Daten über Produkte 
und Herstellungsverfahren. Diese stehen frei zur 
Verfügung und befähigen Menschen, am Produk-
tionsprozess teilzuhaben – indem sie Produkte 
selbst herstellen, technische Geräte reparieren 
oder Ersatzteile im 3-D-Drucker printen. Hard-
wareentwicklung nach dem Open-Source-Prinzip, 
das schon von Softwareprojekten bekannt und 
erprobt ist. Rund 50 Städte haben sich der inter-
nationalen Bewegung bereits angeschlossen, seit 
2019 ist Hamburg dabei. Bis 2054 soll in den Fab 
Cities der Übergang zu einer konsequenten, Open-
Source-basierten Kreislaufwirtschaft auf dem 
Gebiet einer Stadt oder Region geschafft werden. 
Ein Konzept, das ökologisch, wirtschaftlich und 
sozial nachhaltig ist – aber auch einige juristische 
Fallstricke bereithält.

Interdisziplinäres Forschungsprojekt
Im Rahmen eines interdisziplinären Forschungs-
projektes, das von der Helmut-Schmidt-Univer-
sität geleitet wird und an dem auch die Kühne 
Logistics University, die HafenCity Universität 
Hamburg und die Technische Universität Ham-
burg mitwirken, ist die Bucerius Law School an 
den Forschungen rund um die Fab City beteiligt. 
Gemeinsam sollen die theoretischen Grundla-
gen einer dezentralen, digitalen und vernetzten 
urbanen Wertschöpfung entwickelt werden. Ein 
neunköpfiges Team vom Center for Transnatio-
nal IP, Media and Technology Law and Policy (IP 
Center) rund um Prof. Dr. Dana Beldiman und 

Das Konzept der Fab City

Bei einer Fab City wechseln Herkunft und Ver-
wendung von Materialien vom System „Products 
In Trash Out“ (PITO) zu „Data In Data Out“ (DIDO). 
Das Prinzip: lokal produzieren und recyceln und 
dabei global vernetzt sein. Die Im- und Exporte 
von Städten begrenzen sich dann hauptsächlich 
auf Daten wie Code, Designs und Wissen, die 
global geteilt werden.

Quelle Grafik: Fab City Global Initiative

Prof. Dr. Linda Kuschel beschäftigt sich an der 
Law School seit Herbst 2021 und zunächst für drei 
Jahre mit allen Fragen zu den Themen IP-Rech-
te, Lizenzen und Haftung in der Fab City. „Der 
Bereich Open-Source-Hardware ist rechtlich 
kaum erforscht“, erklärt Fabian Flüchter, der das 
Forschungsprojekt seitens der Law School koor-
diniert. „Wir beschäftigen uns etwa mit der Frage, 
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welche Rolle IP-Rechte im Zusammenhang mit 
der Fab City spielen. Was ist patentfähig? Was ist 
urheberrechtlich geschützt? Wie lizenziert man 
die Produkte, was für Verträge sind nötig, mit 
wem kommt ein Vertrag bei Kollaborationsarbei-
ten überhaupt zustande? Und: Wer haftet, wenn 
etwas schiefgeht? Denn Open-Source-Hardware 
kann sich physisch auf Dinge und Personen aus-
wirken, wenn sie unsachgemäß hergestellt oder 
gebraucht wird. Das verunsichert viele Kreative 
aus der Fab-City-Community. Sie wollen Dinge 
umsetzen und empfinden das Recht dabei mit-
unter als Hürde oder gar Bedrohung.“

Law School erstellt Leitfäden
Die Rechtsexpert*innen der Law School klären 
auf, ohne Ängste zu schüren. „Wir verführen nicht 
zum Leichtsinn, aber wir wollen grundsätzlich 

Optimismus verbreiten und keine schlimmen 
Haftungsszenarien zeichnen“, sagt Karsten 
Windler, der das IP-Center der Law School lei-
tet. „Man darf nicht vergessen, dass das Projekt 
politisch gewollt ist.“ Auf internationalen Konfe-
renzen erlebt er, welches Potenzial die Fab-City-
Bewegung hat. „Wenn Baupläne, etwa für Trink-
wasseraufbereitungsanlagen, überall abrufbar und 
Dinge überall vor Ort herstellbar wären, würde das 
ärmeren Ländern unglaublich viele Möglichkeiten 
eröffnen, die das Überleben vor Ort sichern kön-
nen“, sagt Windler.

An drei Leitfäden für die Fab-City-Commu-
nity arbeitet das Team der Law School derzeit. 
Prof. Beldiman betreut die Guideline zum Thema 
IP-Rechte im Kontext von Open-Source-Hard-
ware und den Leitfaden zum Thema Lizenzen. 
„Damit soll jeder aus der Community in die Lage 
versetzt werden, zu verstehen, welche IP-Rechte 
bei seinem Projekt relevant sind, welche Lizenzen 
es gibt, warum diese überhaupt wichtig sind und 
wann man zur Sicherheit einen Anwalt zurate 
ziehen sollte“, sagt sie. Ihre Kollegin Prof. Kuschel 
verantwortet den Leitfaden zum Thema Haftung. 
„Wenn eine Vielzahl von Personen am Herstel-
lungsprozess eines Produkts beteiligt ist, macht 
dies den Bereich Haftung sehr komplex“, erklärt 
sie. „Hier sind die für uns zentralen Fragen, wie 
man Verantwortungsbereiche voneinander ab-
grenzen kann und welche Anforderungen an den 
Sorgfaltsmaßstab gestellt werden können, wenn 
etwa Baupläne frei im Internet zur Verfügung ge-
stellt werden.“ Die Inhalte der Guidelines sollen 
den Mitgliedern der Fab-City-Community dann 
auch in Workshops vermittelt werden.
 
Die Fab City als Wirtschaftsstandort
Aktuell beschäftigt sich das Team der Law School 
auch mit der Frage, inwieweit eine wirtschaftliche 
Komponente in das Konzept der Fab City einge-
baut werden könnte. Wie erhalten etwa alle, die 
zum quelloffenen Entwicklungsprozess beigetra-
gen haben, automatisch einen fairen Anteil, wenn 
jemand ein Produkt produziert und verkauft? 
„Das ist tiefste Vertragstheorie und der Gedanke 
gefällt auch nicht allen aus der Community“, weiß 
Fabian Flüchter. „Aber erst mit einer fairen Ver-
gütungsregel hätte die Fab City das Potenzial, den 
gesellschaftlichen Durchbruch zu schaffen und 
tatsächlich zu einem relevanten Massenphäno-
men zu werden.“ ⊗

Das IP-Center der  
Bucerius Law School

Unsere Welt entwickelt sich rasant. Der 
technische Fortschritt wirft immer neue 
rechtliche Fragestellungen auf. Gera­
de im internationalen Kontext wird das 
Wissen um die Nutzung und den Schutz 
geistigen Eigentums (IP) mehr und mehr 
zur Schlüsselqualifikation für Unterneh­
men. Das höchst komplexe IP-Recht geht 
dabei weit über das Urheberrecht hinaus. 
Das 2012 gegründete „Center for Trans­
national IP, Media and Technology Law 
and Policy“ der Bucerius Law School soll 
für die globalen Probleme des geistigen 
Eigentums sowie die Herausforderun­
gen im Technologie- und Medienrecht 
sensibilisieren und aufklären und dazu 
beitragen, ein zukunftsfähiges IP-Recht 
mitzugestalten.
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Alumni-Preis für  
die beste Masterarbeit

und DAAD-Preis für hervor- 
ragende Leistungen  

internat. Studierender  
an dt. Hochschulen

Naomi Gabriela De 
Leon Muratalla

2022

Montblanc-Preis 
 für die beste  

Bachelorarbeit

Melissa  
Gulde
2021

Ruge  
Krömer- 

Preis

Nicklas 
Homuth

2022

Promotions- 
preis der  

Kanzlei Noerr

Dr. Andreas 
Humm

2022

Caroline  
von Humboldt- 

Preis

Dr. Corinna  
Coupette

2022

Linklaters-Preis für  
die beste Bachelorarbeit  

im Steuerrecht

Richard  
Heß
2022

Julian  
Jensen

2022

Wissenschaftliche Forschung dient 
nicht dem Selbstzweck, sondern soll 
Debatten mitgestalten. Wir freuen 
uns, dass erneut viele Forscher*in-
nen der Bucerius Law School für ihre 
Arbeiten ausgezeichnet wurden. 
Hier eine Auswahl der Preise.

Fastcase  
50 Award

Dirk  
Hartung

2023

Dissertations- 
preis d. Deutschen 

Arbeitsgerichts- 
verbandes e. V.

Dr. Markus  
Wünschelbaum

2022

Dr. Paulina 
Holle
2022

Dissertationspreis  
d. Hamburger Vereins  

für Arbeitsrecht  
e. V. und KLIEMT- 

Dissertationspreis

Dr. Philipp  
Knitter

2022

Wissenschaftspreis  
d. Stiftung  

Theorie und Praxis  
des Arbeits- 

rechts und Hugo Sinz-
heimer Preis

Julian  
Naumann

2023
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Die Expertise der Professor*innen der Law School ist nicht nur in den Vorlesungen und der  
Forschung gefragt – viele werden auch regelmäßig als Sachverständige angehört.

 „
DA S  R E C H T  

M I T G E S TA LT E N
 “

Prof. Dr.  
Karsten Gaede 
Lehrstuhl für 
deutsches, 
europäisches und 
internationales 
Strafrecht und 
Strafprozessrecht 
und Direktor 
des Instituts für 
Medizinrecht

„Ich werde seit etwa zehn Jahren wiederholt als 
Sachverständiger für Anhörungen des Rechts-
ausschusses bestellt. Die Chance, Sachverstand 
einzubringen und damit das Recht mitzugestalten 
– für mich ist das eine faszinierende, motivie-
rende und auch ehrenvolle Aufgabe. Gerade bei 
strafrechtlichen Fragen geht es regelmäßig um 
sehr einschneidende Maßnahmen und schnell 
greifen bei dem Entwurf von Gesetzen reflexartig 
Mechanismen. Doch allein mit der Androhung 
von Strafen lassen sich Probleme kaum einmal lö-
sen. Als unabhängiger Sachverständiger versuche 
ich, Grenzen und Möglichkeiten des Rechts sowie 
die tatsächlich zu erwartenden Folgen strafrecht-
licher Regelungen aufzuzeigen. Es geht darum, im 
besten Falle politischen Kurzschlüssen entgegen-
zuwirken. Meine letzte Berufung im November 
2022 war eine der bislang spannendsten für mich: 

Diskutiert wurde die Frage des assistierten Sui-
zids. Was dürfen hier insbesondere Ärztinnen 
und Ärzte? Wie kann selbstbestimmtes Sterben 
strafrechtlich geregelt werden? Ein Thema mit 
großer gesellschaftlicher Relevanz, zu dem wir an 
der Law School mit dem Institut für Medizinrecht 
inhaltlich stark aufgestellt sind und das viele 
Menschen persönlich bewegt. Dementsprechend 
umfangreich war die Anhörung des Rechtsaus-
schusses. Etliche Sachverständige kamen zu Wort 
und ich hatte das Gefühl, dass es ein ernsthaf-
tes Interesse an unseren Ausführungen gab. Der 
Fraktionszwang war in diesem Fall aufgehoben. 
Viele Abgeordnete hatten sich noch nicht an 
einen Gesetzentwurf gebunden. Das ist selten, 
denn sonst steht einem oft ein recht einheitlicher 
Block gegenüber. Und tatsächlich scheinen unsere 
Experteneinschätzungen nicht im leeren Raum 
verpufft zu sein. Momentan sieht es so aus, als 
planten zwei Abgeordnetengruppen, einen neuen 
gemeinsamen Gesetzentwurf zu entwickeln. Das 
war der Rat mehrerer Sachverständiger in der 
Anhörung, jetzt scheint tatsächlich an einem 
Kompromiss gearbeitet zu werden. Eine hoff-
nungsvolle Entwicklung, die mich motiviert, auch 
in Zukunft meine Expertise als Sachverständiger 
einzubringen.“ ⊗

SACHVERSTÄNDIGE

Politischen  
Kurzschlüssen  
entgegenwirken
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„In Machtnähe wird es immer 
interessant, heißt es. Ich kann 
das bestätigen: Schon mehrfach 
wurde ich vom Bundesminis-
terium der Justiz, von Parla-
mentsausschüssen oder sons-
tigen (Evaluations‑)Gremien 
gebeten, in Berlin als Sach-
verständiger aufzutreten. Das 
kann überaus fruchtbar, aber 
auch ernüchternd sein. Etwa, 
wenn Ergebnisse von Anhörun-
gen letztlich schon vorab fest-
stehen. Immer wieder erstelle 
ich auch private Gutachten 
für Strafverteidigerkanzleien, 
Unternehmen oder Verbände, 
die diese dann im Rahmen der 
Verteidigung oder zur Geltend-
machung von Schadensersatz-
ansprüchen auf Opferseite 
einsetzen. Da geht es etwa 
um Untreue, Betrug oder das 
Kapitalmarktstrafrecht. Einer 
meiner weiteren (auch gutach-
terlichen) Arbeitsschwerpunkte 
ist die Vermögensabschöpfung. 
Sie zielt darauf ab, Tätern oder 
Dritten ihre durch die Straftat 
erlangten Vermögensvorteile 
wieder zu entziehen. Für den 
Staat kann sich das lohnen, teil-
weise geht es um Summen im 
dreistelligen Millionenbereich. 
Dagegen wehren sich gerade 
Unternehmen als Drittempfän-
ger natürlich. Anlass sind hier 

Prof. Dr.  
Thomas Rönnau  
Lehrstuhl für Strafrecht, 
Wirtschaftsstrafrecht 
und Strafprozessrecht

Schwerpunkt: 
Vermögens­
abschöpfung

„Als Experte für Öffent-
liches Recht habe ich bei 
Gesetzgebungsprozessen 
als Sachverständiger schon 
häufiger an parlamenta-
rischen Anhörungen teil-
genommen. Einer meiner 
Schwerpunkte ist das Anti-
diskriminierungsrecht. Ein 
Thema, das mir persönlich 
sehr am Herzen liegt. Seit 
2020 bin ich Mitglied des 

UN-Ausschusses zur Beseitigung rassistischer 
Diskriminierung, der sich für die Umsetzung der 
Anti-Rassismus-Konvention einsetzt. Als Sach-
verständiger war ich etwa involviert, als vor dem 
Deutschen Bundestag eine Änderung von  
Artikel 3 im Grundgesetz diskutiert wurde: die 
Streichung des Begriffes Rasse. In der Hamburgi-
schen Bürgschaft beurteilte ich, ob in die Ham-
burgische Verfassung ein klares Bekenntnis zur 
Bekämpfung des Nationalsozialismus, Antisemi-
tismus und Extremismus aufgenommen werden 
sollte. Die Arbeit als Sachverständiger in diesem 
Bereich ist mir wichtig, weil viele Menschen bei 
diesen Themen intuitiv eine Meinung darüber ha-
ben, was zulässig ist und was nicht. Die Rechtslage 
ist aber oft deutlich komplizierter. Viele Fragen 
sind ungeklärt, oft spielen auch europäische oder 
internationale Regelungen eine Rolle und werden 
von der Politik nicht einbezogen. Auch außerju-
ristische Aspekte müssen berücksichtigt werden, 
etwa aus der Sozialforschung. Die Entscheidungs-
träger wünschen sich von uns Sachverständigen 
oftmals klare Positionen: Wir sollen sagen, ob 
etwas geht oder nicht. Rechtsfragen lassen sich 
nicht immer so eindeutig beantworten, wie die 
Politik es gerne hätte. Die Komplexitätsreduk-
tion, also die Dinge in den Anhörungen klar zu 
benennen, verständlich zu machen und dabei 
wissenschaftlich und hinreichend differenziert 
zu bleiben, das ist mitunter ein Spagat. Trotzdem 
mache ich es gern. Ich bekomme Einblicke in den 
politischen Prozess und kann zu Themen, die mir 
wichtig sind, sachlich fundiert einen Beitrag leis-
ten, damit vernünftige Gesetze gestaltet werden. 
Das möchte ich keinesfalls missen.“ ⊗

Rassismus  
bekämpfen

regelmäßig Korruptionstaten 
von Mitarbeitern, aus denen 
dem Unternehmen lukrative 
Aufträge zuwachsen. Was mich 
an der Arbeit als Gutachter 
reizt, ist vor allem die Praxisnä-
he. Auf den Tisch kommen ak-
tuelle Themen aus Wirtschaft 
und Gesellschaft, die in den 
Lehrbüchern und Kommen-
taren häufig noch keine Rolle 
spielen. Man stößt auf neue 
Fragestellungen und bekommt 
Anreize, wissenschaftlich nach-
zubohren. Das Wirtschaftsstraf-
recht insgesamt ist ein hoch 
dynamischer und spannender 
Bereich. Dieselgate, Wirecard, 
Cum-Ex – und vieles mehr. 
Wir Gutachter werden dann 
hinzugezogen, wenn es richtig 
schwierig wird: Darf doppelt 
abgeschöpft werden? Auch 
über Ländergrenzen hinaus? 
Wo wird bei Vermögensdisposi-
tionen die Grenze zur Untreue 
überschritten? Diese kompli-
zierten Fragen reizen mich 
als Wissenschaftler. Auch die 
Studierenden profitieren, denn 
die Arbeit als Gutachter liefert 
mir jede Menge Geschichten 
für meine Vorlesungen. Der 
Unterricht wird lebendiger, 
spannender und praxisnäher. 
Ohne diese Tätigkeiten würde 
mir im Professorenberuf etwas 
fehlen.“ ⊗

Prof. Dr. Mehrdad 
Payandeh, LL.M., 
Lehrstuhl für Inter
nationales Recht, 
Europarecht und 
Öffentliches Recht
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„Die Digitalisierung verändert zunehmend die 
Welt. Die große Frage lautet: Wie behalten die 
Menschen den Anschluss? Ich forsche zur Digita-
lisierung der Justiz und werde immer häufiger als 
Experte angefragt. Wie müssen wir die Geset-
ze verändern, damit sie mit der Digitalisierung 
Schritt halten? Wie muss die juristische Ausbil-
dung in Zukunft aussehen, welches technische 
Verständnis müssen wir den klassischen juristi-
schen Berufen beibringen? Seit Anfang 2023 be-
stimmt zudem das Thema generative künstliche 
Intelligenz die Agenda. Das beschäftigt alle – von 
der Politik bis hin zu den großen Unternehmen. 
Für mich als Nachwuchswissenschaftler ist das 
toll: Plötzlich hat das Thema, an dem ich seit 
über sieben Jahren forsche, Konjunktur und es 
gibt kaum andere Experten. Die große Heraus-
forderung ist, dass Deutschland insgesamt ein 
Bildungsdefizit bei technischen Themen hat. Die 
Menschen sind oft skeptisch und ängstlich, weil 
ihnen das Verständnis fehlt. Dann werden Regeln 
vorgeschlagen, die von dieser Angst geprägt sind 
– und das bremst die technische Entwicklung oft 
unnötig aus. Ich versuche aufzuklären, Bedenken 
auszuräumen, Verständnis zu fördern und auch 
Begeisterung zu wecken. Technologien sind fas-
zinierend und die Digitalisierung hat jede Menge 
Potenzial! Dabei ist viel Übersetzungsarbeit von 
mir gefordert, denn die Einstiegshürde für das 
Verständnis ist oft sehr hoch. Aber es ist wich-
tig, die Themen in die Öffentlichkeit zu bringen, 
weil sie uns alle betreffen. Und es tut sich etwas: 
Politik und Wirtschaft erkennen zusehends die 
Relevanz. Viele Ministerien etwa schaffen neue, 
offene Formate, die von der klassischen Sachver-
ständigenanhörung abweichen. Wie Diskussions-
gespräche oder Workshops mit Praktikern zu neu-
en Gesetzen. Mich freut und motiviert das. Wenn 
wir die Bildungsherausforderung annehmen, die 
hinter der Digitalisierung steckt, dann können wir 
alle davon profitieren.“ ⊗

„Als Expertin für das Stiftungs- 
und Non-Profit-Recht werde ich 
regelmäßig im Rechtsausschuss 
des Deutschen Bundestags und 
von den Landesparlamenten 
angehört. Etwa bei der letzten 
Reform des Stiftungsrechts 
2021, den anschließenden 
Überarbeitungen der Landes-
stiftungsgesetze sowie Ende 
2022, als es um die Einführung 
der virtuellen Mitglieder- und 
Organversammlung im Ver-
eins- und Stiftungsrecht ging. 
Mir liegt die Arbeit als Sach-
verständige sehr am Herzen. 
Meine Mitarbeitenden und ich 
forschen dazu, wie das Recht 
ausgelegt und gestaltet werden 
muss, damit es funktioniert. 
Mit diesem Wissen möchten 
wir zur Fortentwicklung des 
rechtlichen und steuerlichen 
Rahmens für gemeinnützige 
Organisationen beitragen – und 
die Arbeit als Sachverständige 
gibt mir die Chance dazu. Die 
Abgeordneten können nicht 
auf allen Gebieten Expertise 
haben. Wir Sachverständigen 
sind Spezialisten auf unseren 
Gebieten, wissen mehr über 
Zusammenhänge und Syste-
matiken. Ich versuche einen 
möglichst breiten Fokus zu 
legen. Wie werden Probleme in 
anderen Ländern gelöst? Wie 
funktionieren unterschiedliche 
Rechtsformen und Rechtsform-
kombinationen und wo liegt ihr 
sinnvoller Einsatzbereich? Als 
Wissenschaftlerin kann ich in 
den Anhörungen wichtige Hin-
tergründe liefern und rechts-
politisch Stellung beziehen. 
Dabei äußere ich selbstver-
ständlich auch Bedenken oder 
Kritik – manche Dinge sind so, 
wie sie von der Politik geplant 

Prof. Dr.  
Birgit  
Weitemeyer
Lehrstuhl für 
Steuerrecht, Direk-
torin des Instituts 
für Stiftungsrecht 
und das Recht der 
Non-Profit-Orga-
nisationen

Dirk Hartung
Executive Director 
Bucerius Center for 
Legal Technology and 
Data Science

Missverständ­
nisse ausräumen

Mit der  
Digitalisierung 
Schritt halten

sind, einfach nicht umsetzbar. 
Das kommt bei den Abgeord-
neten nicht immer gut an, aber 
dafür sind wir Sachverständi-
gen auch da. Wir können nichts 
bestimmen, aber Missverständ-
nisse ausräumen. Diese Art der 
Mitgestaltung kann sehr be-
reichernd sein. Gleichzeitig ist 
sie herausfordernd. Denn die 
Zeit für die Anhörungen ist oft 
knapp. Dann gilt es, in klaren 
und mitunter eindringlichen 
Worten sinnvolle Lösungen 
zu präsentieren und komplexe 
Sachverhalte so herunterzu-
brechen, dass die Abgeordneten 
ein gutes Verständnis entwi-
ckeln können. Gerade bei um-
fangreichen und dogmatisch 
anspruchsvollen Rechtsgebie-
ten wie dem Stiftungsrecht 
wäre eine intensivere gemein-
same Vorarbeit von Experten 
aus Wissenschaft, Praxis und 
Politik sinnvoll. Dennoch: Ich 
bin immer stolz, wenn sich Vor-
schläge, die in den Anhörungen 
vorgebracht werden, durchset-
zen und der Gesetzentwurf tat-
sächlich geändert wird.“ ⊗
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„Mir ist es schon immer wichtig, meinen Stu-
dent*innen zu zeigen, wie nah das Arbeitsrecht 
am Leben ist. Dafür besuche ich mit ihnen bei-
spielsweise oft Unternehmen in ganz Deutsch-
land – das ist Arbeitsrecht ‚zum Anfassen‘. Nun 
gibt es ein Beispiel, das wie kaum ein anderes 
zeigt, wie bedeutend unser juristischer Sach-
verstand für die Arbeitswelt ist. Seit mehreren 
Jahren habe ich mit meinen Lehrstuhlmitarbei-
ter*innen zu der Frage geforscht, ob die Tarifver-
tragsparteien an die Grundrechte gebunden sind. 
Vor zwei Jahren dann hat mich die Carlsberg-
Brauerei damit beauftragt, genau zu der Frage 
eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfas-
sungsgericht einzureichen.

Der Hintergrund ist eine ungleiche Bezah-
lung von Beschäftigten, die regelmäßig nachts 
arbeiten im Schichtdienst, und solchen, die un-
geplant im Bedarfsfall einspringen. Wer regelmä-
ßig nachts arbeitet, bekommt laut vielen Tarif-
verträgen einen Aufschlag von 25 Prozent auf 
das Gehalt. Für die kurzfristig übernommenen 
Schichten gibt es dagegen zumeist 50 Prozent 
mehr. Durch den höheren Zuschlag soll die feh-
lende Planbarkeit des spontanen Einspringens 
ausgeglichen werden. Das Bundesarbeitsgericht 
hatte diese Differenzierung  jahrzehntelang ge-
billigt. 2018 aber hat es unerwartet die eigene 
Rechtsprechung gekippt und die Ungleichbe-
handlung für rechtswidrig erklärt: Alle Arbeit-
nehmer*innen, die nachts arbeiten, erhalten nun 
den höheren Zuschlag. Das war zu einer Zeit, als 
mein früherer Habilitand, Tino Frieling, und ich 
gerade einen Aufsatz zur Grundrechtsbindung 
der Tarifparteien veröffentlicht hatten. Es war 
also bekannt, dass wir am Lehrstuhl großen Sach-
verstand in dieser Frage haben, und so bekam ich 
von Carlsberg den Auftrag, die Verfassungsbe-
schwerde zu erheben.

Die Arbeitswelt 
mitgestalten

Prof. Dr. Matthias Jacobs 
Lehrstuhl für Bürgerliches Recht,  
Arbeitsrecht und Zivilprozessrecht

Damit haben wir schon viel bewegt. Die meis-
ten Verfassungsbeschwerden werden als unzu-
lässig abgelehnt oder nur im schriftlichen Ver-
fahren entschieden. Hier ist es aber so, dass das 
Bundesverfassungsgericht im Sommer 2023 eine 
sogenannte ‚große Zustellung‘ in die Wege ge-
leitet hat, das heißt, es hat die Frage dem Bundes-
kanzleramt, verschiedenen Bundesministerien, 
Verbänden und weiteren Sachverständigen mit 
einem Fragenkatalog zur Stellungnahme vorge-
legt. Das ist ein Indiz dafür, dass der ganze Erste 
Senat und nicht nur eine kleine Kammer über die 
Verfassungsbeschwerde entscheiden und dass es 
wohl auch zu einer mündlichen Verhandlung vor 
dem Bundesverfassungsgericht kommen wird. Da 
würde ich als Verfahrensbevollmächtigter der Be-
schwerdeführerin ausführlich darlegen können, 
was wir am Lehrstuhl zu dieser Frage erforscht 
haben. Das ist für mich sehr aufregend.

Außerdem trage ich mit wissenschaftlicher 
Expertise – auch meiner wissenschaftlichen Mit-
arbeiter*innen – zu einer Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts bei, die enorme wirtschaft-
liche Bedeutung für viele Unternehmen hat.“ ⊗

»Mir ist es wichtig zu  
zeigen, wie nah das Arbeits­
recht am Leben ist.«
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Der Kampf gegen den Klima-
wandel ist eine Geschichte der 
Widersprüche. Die Symptome 
der Erderwärmung sind längst 
nicht mehr zu übersehen: 
Während die Bürgermeister*in-
nen mancher Gemeinden im 
Sommer zum Wassersparen 
aufrufen müssen, arbeiten 
andere Regionen gegen die Fol-
gen von Überschwemmungen 
durch Starkregen an. Im Pariser 
Klimaschutzabkommen wurde 
deshalb ein Ziel formuliert: Die 
Erderwärmung ist auf höchs-
tens zwei Grad, möglichst nur 
auf 1,5 Grad zu begrenzen. Und 
dennoch gibt es in Deutschland 
so viele Kfz-Neuzulassungen 
wie nie zuvor, die Airlines freu-
en sich nach den Coronajahren 
über steigende Flugbuchungen. 
Nur zwei Beispiele, die zeigen: 
„Reine Appelle an individuelle 
Verantwortung oder ethisches 
Handeln haben nur eine sehr 
begrenzte Wirkung“, so Prof. 
Fehling, Inhaber des Lehrstuhls 

auch die Wirtschaft sind nicht ohne Weiteres be-
reit, ihr Verhalten anzupassen – und wenn, dann 
darf das zumindest nichts kosten. 

Wie also muss das Recht ausgestaltet sein, um all 
diese Interessen auszutarieren?
Um einen solchen Rechtsrahmen mit zu entwi-
ckeln, hat Prof. Fehling im Herbst 2022 zusam-
men mit Prof. Dr. Christoph Kumpan das Center 
for Interdisciplinary Research on Energy, Climate 
and Sustainability (CECS) gegründet. Das CECS 
ist aus der Energierechtsinitiative „Energy Law 
and Policy“ der Bucerius Law School hervorge-
gangen, mit dem Ziel, den bisherigen Energie-
rechts-Fokus zu einer klimaschutzrechtlichen 
Perspektive auszubauen. Das CECS will sich auf 
vier Forschungsfelder konzentrieren: Sektor-
kopplung, Digitalisierung der Energiewirtschaft, 
Green Finance und CO2-Einsparpotenziale im 
Lebenszyklus von Produkten. Forschungspers-
pektiven in diesen vier Feldern wurden auf der 
Gründungstagung im September 2022 interdiszi-
plinär abgesteckt. Eine weitere Tagung beschäf-
tigte sich mit dem neuen Lieferkettengesetz und 
dabei auch mit der Frage des CO2-Ausstoßes in 
der Lieferkette. Die Wissenschaftler*innen am 
Center wollen die Grundlagenforschung voran-
treiben und darüber hinaus rechtspolitische 
Handlungsempfehlungen erarbeiten. 

Mit zwei inhaltlichen Schwerpunkten haben 
sich Prof. Fehling und seine Kolleg*innen seit der 
Gründung des CECS vor allem beschäftigt. 
Ein erster Schwerpunkt betrifft den Rechtsrah-
men für den Aufbau einer Wasserstoffinfrastruk-
tur. Um vom fossilen Erdgas wegzukommen und 
auf grünen Wasserstoff umzustellen, braucht 
es Wasserstoffnetze. Wie schafft man es, die 

KLIMASCHUTZ

 „
R E C H T S R A H M E N
F Ü R  D I E

K L I M AW E N D E
 “
Das neue Center for Interdisciplinary Research 
on Energy, Climate and Sustainability (CECS) 
an der Bucerius Law School will einen Beitrag 
zur Bewältigung der Klimakrise leisten – durch 
Grundlagenforschung und politische Hand-
lungsempfehlungen.

für Öffentliches Recht III – Öf-
fentliches Recht mit Rechts-
vergleichung an der Bucerius 
Law School. „Wir brauchen 
stattdessen einen Instrumen-
tenmix aus staatlicher Planung, 
finanziellen Anreizen, Geboten 
und Verboten sowie edukato-
rischem Staatshandeln.“ Der 
Klimaschutz ist eine Quer-
schnittsaufgabe. Er muss poli-
tisch gelenkt werden – und das 
mit rechtlichen Instrumenten. 

Das Recht ist auf dem Weg 
zu mehr Nachhaltigkeit ein 
wichtiges Steuerungsinstru-
ment, weil es im Ergebnis wirk-
lich etwas durchsetzen kann. 
Bei der Energieversorgung kann 
es beispielsweise den Rahmen 
für den Umstieg auf erneuerba-
re Energien setzen. Aber auch 
da hat sich erst beim umstrit-
tenen Heizungsgesetz wieder 
gezeigt, dass beim Thema Kli-
maschutz widersprüchlichste 
Interessen aufeinanderstoßen: 
Die Verbraucher*innen und 
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bisherigen Gasnetze schritt-
weise darauf umzurüsten oder 
eigenständige Wasserstoffnetze 
auszubauen? Dazu gibt es auf 
nationaler und europäischer 
Ebene erste Gesetzesänderun-
gen bzw. -entwürfe. Die große 
Grundfrage dabei ist, inwiefern 
man auf Wettbewerb setzen 
sollte oder auf der anderen 
Seite bereit wäre, beim Wett-
bewerb Abstriche zu machen, 
um besser Anreize für einen 
schnellen Aufbau der Infra-
struktur setzen zu können. 
Eine zentrale rechtliche Frage 
ist beispielsweise die nach ei-
ner Entflechtung der Geschäfts-
felder. Für Unternehmen wäre 
es attraktiv, wenn sie alles aus 
einer Hand anbieten könnten: 
die Erzeugung von grünem 
Wasserstoff, den Betrieb des 
Netzes und den Vertrieb des 
Wasserstoffs. Das aber könnte 
Monopolstellungen mit sich 
bringen und dadurch wiederum 
für den Wettbewerb hinderlich 
sein. Eine weitere elementa-
re Frage ist, wie die staatliche 
Förderung beim Ausbau eines 
Wasserstoffnetzes organisiert 
werden kann. Im Gespräch sind 
nicht nur finanzielle Zuwen-
dungen an investitionswillige 
Unternehmen. Sondern auch, 
ob der Staat sich selber in einer 
gemischtwirtschaftlichen 
Netzgesellschaft mit privaten 
Firmen engagieren sollte. Zu 
diesen Fragen hat Prof. Fehling 
Vorträge bei den Berlin Lectu-
res on Energy Law and Policy 
und bei einer Arbeitsgruppe der 
Hamburger Akademie der Wis-
senschaften gehalten. 

Ein zweiter Forschungs- 
schwerpunkt des CECS-Grün-
ders war die Frage, inwiefern 
die individuellen CO2Emissio-
nen rechtlich rationiert werden 
könnten und wie ein solches 
System zugeschnitten werden 
sollte, um dessen politische 

mit der Wärmewende und da insbesondere mit 
Rebound-Effekten. Ein Problem bei der Energie-
wende ist, dass effizientere Technik oft zu einem 
Anstieg des Verbrauchs führt: Wenn das Heizen 
durch eine bessere Dämmung billiger wird, ist die 
Wahrscheinlichkeit hoch, dass Verbraucher*in-
nen eine höhere Raumtemperatur einstellen. Am 
Ende wird dann keine Energie gespart. Die Disser-
tation von Matthias Leymann befasst sich mit der 
Frage, wie diese Rebound-Effekte bei der Wärme-
wende durch rechtliche Gestaltung minimiert 
werden können. „Wir dürfen nicht alleine auf effi-
ziente Technik setzen. Es braucht weitere Anreize, 
den Verbrauch zu drosseln“, so Prof. Fehling. 

Die zweite, gerade abgeschlossene Disser-
tation befasst sich mit der Sektorkopplung, die 
oft als Schlüsselkonzept für die Energiewende 
bezeichnet wird. Dabei geht es darum, rechtlich 
den Einsatz von Strom auch in den Sektoren 
Verkehr, Wärmeversorgung und Industrie zu 
regeln: Anna Nyfeler, ebenfalls Doktorandin am 
Lehrstuhl von Prof. Fehling, promoviert zu der 
Frage, wie das Energierecht Sektorkopplungs-
technologien steuern und fördern kann.  Sie 
nimmt dabei besonders die Elektromobilität, 
den Einsatz von grünem Wasserstoff und die 
Kraft-Wärme-Kopplung in den Blick, bei der die 
Abwärme bei der Stromerzeugung zur Wärme-
versorgung genutzt wird.

Die Forschungsthemen des CECS sind von 
hoher praktischer und politischer Relevanz. Ein 
Anspruch des CECS ist es deshalb, nicht nur 
Grundlagenforschung zu betreiben, sondern auch 
Handlungsempfehlungen an die Politik zu er-
arbeiten. Ein praktisch sehr relevantes Thema hat 
das CECS deshalb für die Jahrestagung 2023 Ende 
September gewählt: „Kann Klimaschutzrecht Zei-
tenwende? Möglichkeiten zur Beschleunigung von 
Innovationen und Investitionen.“ ⊗

»In Sachen Klimaschutz haben reine 
Appelle an die individuelle Verantwortung 
oder an ethisches Handeln nur eine sehr 
begrenzte Wirkung.«

Prof. Dr. michael fehling, LL.M., ist Inhaber des 
Lehrstuhls für Öffentliches Recht mit Rechtsver-
gleichung und akademischer Direktor des Center for 
Interdisciplinary Research on Energy, Climate and 
Sustainability (CECS)

Mehrheitsfähigkeit zu verbes-
sern. Auf einem Vortrag am 
Integrative Research Institute 
Law & Society an der Hum-
boldt-Universität Berlin sowie 
in einem wissenschaftlichen 
Aufsatz für die Zeitschrift „Der 
Staat“ hat Prof. Fehling vor 
allem ein Modell individueller, 
handelbarer Emissionskon-
tingente für CO2 erörtert. Dies 
knüpft an eine vor allem inter-
national unter Ökonomen und 
politisch vor einigen Jahren in 
Großbritannien geführte Dis-
kussion an.

Der Forschungsschwer-
punkt von CECS-Mitgründer 
Prof. Kumpan liegt im Bereich 
Green Finance. Green Finan-
ce will Finanzinvestitionen in 
möglichst nachhaltige Pro-
jekte lenken. Dafür muss der 
Finanzmarkt stärker auf grüne 
Anlagen ausgerichtet wer-
den. Wie das rechtlich gestal-
tet werden könnte, hat Prof. 
Kumpan in wissenschaftlichen 
Beiträgen in der Zeitschrift 
für das gesamte Handels- und 
Wirtschaftsrecht sowie in der 
Zeitschrift für Bankrecht und 
Bankwirtschaft behandelt. 

Im ersten Jahr des CECS 
haben zudem zwei Nachwuchs-
wissenschaftler*innen ihre 
energierechtlichen Dissertatio-
nen auf die Zielgerade gebracht. 
Eine Arbeit beschäftigt sich 
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NACHWUCHSFÖRDERUNG

Dr. Sophie  
Burchardi, 

LL. M., 
ist wissenschaft-
liche Assistentin 

am Lehrstuhl 
für Bürgerliches 

Recht, Unterneh-
mensrecht und 

Kapitalmarktrecht 
von Prof. Kumpan. 

Im Zentrum für 
wissenschaftliche 

Qualifikation ist 
die 30-Jährige für 

die Programm-
entwicklung 

zuständig.

 „
G E M E I N S A M

B E S S E R
 “

Forschung profitiert vom Austausch. 
Um die Nachwuchswissenschaftler*in-
nen der Law School zu unterstützen, 
hat Dr. Sophie Burchardi zusammen 
mit Dr. Jens Gerlach den Promovieren-
dentag und ein Speeddating-Event für 
Promovierende ins Leben gerufen.

Wie ist die Idee zu den Veranstaltungen  
entstanden?
→  Wir merkten, wie sehr den Promovierenden 
der Austausch während der Corona-Lockdowns 
fehlte, und wollten für die Zeit danach Möglich-
keiten schaffen, damit sie sich vernetzen und wie-
der an der Hochschule ankommen können. Jens 
Gerlach und ich fragten uns, wie wir gezielt die 
Nachwuchswissenschaftler*innen unterstützen 
können, und kamen auf die Idee für ein Speed-
dating und den Promovierendentag. Zwei Netz-
werkformate, die für alle Doktorand*innen der 
Hochschule geöffnet sind.

 
Was passiert beim Promovierenden-Speeddating?
→  Beim Speeddating können sich die Wissen-
schaftler*innen in lockerer Atmosphäre kennen-
lernen und austauschen. Wir möchten mit dem 
Format Synergien schaffen und es den Promo-
vierenden leichter machen, sich gegenseitig zu 
unterstützen. Woran arbeiten die anderen Pro-
movierenden an der Hochschule? Was passiert an 
den anderen Lehrstühlen? Das kriegt man sonst 
oft nicht mit, dabei kann es durchaus einen Bezug 
zu den eigenen Forschungsprojekten geben. Im-
mer drei Promovierende bilden beim Speeddating 
eine Gruppe, alle haben fünf Minuten Zeit, um 
ihre Promotionsprojekte zu pitchen. Was ist mein 
Thema? Warum mache ich das? Welche Heraus-
forderungen gibt es? Nach 15 Minuten wechseln 
die Gruppen. Innerhalb von zwei Stunden lernt 
man so viele andere Wissenschaftler*innen ken-
nen. Es ist immer ein gewinnbringender Abend 
für alle. Gerade auch für externe Promovierende 
sind solche Austauschformate sinnvoll.

 
Wie läuft der Promovierendentag ab?
→  Beim Promovierendentag steht ein intensi-
verer Austausch im Fokus. Hier wird inhaltlich 
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gearbeitet und die Dissertationen sollen gemein-
sam weiterentwickelt werden. Alle Doktorand*in-
nen der Hochschule können sich anmelden, wir 
stellen dann thematisch passende Gruppen von 
etwa fünf Promovierenden zusammen. Diese 
können in ihren Gruppen die Gliederung oder ein 
Kapitel der Dissertation vorstellen und bekom-
men von den anderen im Rahmen einer Diskus-
sionsrunde Feedback. Viele nutzen die Zeit auch, 
um ihre Vorträge für die Promotionsprüfungen zu 
üben. Jede Gruppe wird von einem Habilitieren-
den als Moderator unterstützt. Als Abschluss ge-
hen alle gemeinsam essen. Ein schöner Ausklang, 
bei dem oft weiter diskutiert wird. Das mitzuerle-
ben ist immer sehr inspirierend und zeigt, dass 
wir mit diesem Format einen echten Nerv treffen.

 
Warum ist der Promovierendentag so hilfreich?
→  Vor und mit anderen intensiv über die eigene 
Forschung zu sprechen hilft beim Systematisie-
ren. Der rote Faden einer Arbeit wird schnell klar, 
wenn man anderen davon erzählt. Zudem kommt 
die Gruppe oft schneller zu guten Lösungsansät-
zen. Neue Perspektiven und Denkansätze machen 
jede Forschung besser. Die Gruppengespräche 
haben auch eine bestärkende Funktion: Sie mo-
tivieren, weiterzuarbeiten, wenn die Promotion 
vielleicht gerade stockt oder man sich in Selbst-
kritik übt. Immerhin sitzen alle im selben Boot. 
Es ist ein Geben und Nehmen, die Atmosphäre ist 
angenehm und offen. Das ist uns besonders wich-
tig – alle sollen sich wohlfühlen.

 
Ist es auch eine gute Vorbereitung in Sachen  
wissenschaftlicher Kommunikation?
→  Auf jeden Fall. Als Wissenschaftler*innen ha-
ben wir einen Kommunikationsauftrag, müssen 
unsere Forschungen vorstellen und sie pitchen. 

Das gehört einfach dazu und das zu üben, ist 
wichtig. Die Aufregung vor dem ersten wissen-
schaftlichen Vortrag auf einer Tagung ist in der 
Regel groß. Da ist es toll, das schon mal gemacht 
zu haben und zu wissen: So schlimm ist das alles 
gar nicht.

 
Wie unterstützt die Law School die Events?
→  Beide Projekte sind angedockt an das Zen-
trum für wissenschaftliche Qualifikation der 
Bucerius Law School. Das gibt es schon länger, 
es bietet Promovierenden an der Hochschule ein 
umfangreiches Programm, das wir mit unseren 
zwei Eventformaten nun um den Baustein „Aus-
tausch“ ergänzen. Prof. Dr. Christian Bumke, der 
Leiter des Zentrums für wissenschaftliche Qualifi-
kation, unterstützt uns dabei sehr. Er ist unglaub-
lich engagiert, wenn es um die Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses geht. Ohnehin geht 
es diesbezüglich an der Law School familiär und 
gemeinschaftlich zu. Viele Professor*innen setzen 
sich stark für die Nachwuchswissenschaftler*in-
nen ein. Niemand wird allein gelassen – und dazu 
möchten wir mit unseren Formaten einen kleinen 
Beitrag leisten. ⊗

Das Promotionsprogramm  
der Bucerius Law School

Das Zentrum für wissenschaftliche 
Qualifikation (ZQ) begleitet unter akade­
mischer Leitung von Prof. Dr. Christian 
Bumke begabte Jurist*innen der Buce­
rius Law School beim Promovieren und 
Habilitieren. Das Promotionsprogramm 
besteht aus drei Bausteinen: einem Ver­
anstaltungsprogramm, der Vernetzung 
der Promovierenden auf einer Intranet­
plattform sowie Angeboten zu den The­
men Persönlichkeitsentwicklung und 
Berufsqualifikation. Die Formate sollen 
dabei helfen, die methodischen, inhalt­
lichen, schriftstellerischen und prakti­
schen Herausforderungen während der 
Promotion erfolgreich zu meistern.

»Vor und mit anderen 
intensiv über die  
eigene Forschung zu 
sprechen hilft beim 
Systematisieren.«
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BREXIT

Seit Februar 2020 ist das 
Vereinigte Königreich 
aus der Europäischen 
Union (EU) ausgetreten. 
Diese „ideologische 
Entscheidung“, wie die 
Professoren Hans-Bernd 
Schäfer und Jörn Axel 
Kämmerer den Brexit 
nennen, zieht einige 
Konsequenzen nach 
sich. Wie sich das auf die 
Rechtsprechung, den 
Waren- und Finanzver-
kehr sowie den Sonder-
fall Nordirland auswirkt, 
war Gegenstand einer 
von Prof. Schäfer und 
Prof. Kämmerer organi-
sierten Tagung. 

Die interdisziplinäre Tagung beschäftigte sich 
mit den ökonomischen und juristischen Konse-
quenzen des Brexits. Da ist beispielsweise das 
sogenannte Passporting, das Banken und Finanz-
dienstleistern aus der EU Freizügigkeit ermög-
licht. Prof. Kämmerer vergleicht Passporting mit 
einem Generalschlüssel: „Mit diesem öffnen sich 
viele Türen.“ 

Der Finanzstandort London hatte auch des-
halb florieren können, weil er für Banken und 
Finanzdienstleister außerhalb der EU den Zugang 
zur Union bedeutet hatte. „Diese Unternehmen 
könnten nun gut beraten sein, stattdessen nach 
Amsterdam, Frankfurt oder Paris zu gehen“, sagt 
Prof. Schäfer.

Vor verschlossenen Türen
Großbritannien steht auch sonst vor vielen ver-
schlossenen Türen. Das Versprechen des „Global 
Britain“, der weltweiten Zusammenarbeit mit gro-
ßen außereuropäischen Volkswirtschaften, wird 
sich kaum erfüllen. „Selbst ein Freihandelsabkom-
men kann gut und gern mal sieben Jahre dauern“, 
so Prof. Kämmerer. 

Die britische Autonomie ist Privileg und 
Bürde zugleich. „Sie dürfen und müssen nun mit 
Staaten und Staatenverbünden über Abkommen 
reden“, so Prof. Kämmerer. Mit der EU gab es zähe 
Verhandlungen, die noch lang nicht abgeschlossen 
sind. Statt in der europäischen Zollunion frei im- 
und exportieren zu können, werden Produkte aus 

 „
G R O S S B R I TA N N I E N 
H AT  D E N  S C H L Ü S S E L  
A B G E G E B E N
 “

dem Ausland teurer. „Für die 
EU ist der Export nach Großbri-
tannien nicht existenziell, aber 
Großbritannien ist auf Exporte 
und Importe angewiesen“, sagt 
Prof. Kämmerer. 

Der EuGH und die Schieds
gerichte
Ein zentraler Aspekt der Ver-
handlungen mit der EU bleibt 
die Rolle des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH). Während das 
Vereinigte Königreich darauf 
beharrt, dass externe Schieds-
gerichte bei Streitfragen ein-
gesetzt werden, drängt die EU 
auf eine möglichst umfassende 
Zuständigkeit des EuGH. Das 
bisherige Ergebnis der Verhand-
lungen ist dementsprechend 
kompliziert. 

Zusammenfassend kann 
laut Prof. Schäfer und Prof. 
Kämmerer von „zweieinhalb 
Abkommen“ gesprochen wer-
den. Da ist zuerst das Brexit-
Abkommen, das die Modalitä-
ten des Austritts regelt. Darin 
sind teilweise noch Übergangs-
lösungen und fortbestehende 
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Regelungen enthalten, die beim EuGH liegen. 
Daneben existiert das Abkommen über eine Frei-
handelszone, das den Warenverkehr regelt und im 
Vergleich zum Binnenmarkt einen bürokratischen 
Wust in den bilateralen Handelsbeziehungen her-
beiführt – und hier sind für viele Aspekte Schieds-
gerichte zuständig. 

Das halbe Abkommen, das für Prof. Kämmerer 
und Prof. Schäfer noch hinzukommt: das Nordir-
land-Protokoll, das nun die Ergebnisse des Wind-
sor Framework aus dem Februar 2023 beinhaltet. 
Und hier ist der EuGH weitgehend zuständig.

Die Sonderstellung Nordirlands
Das Karfreitagsabkommen von 1998 sieht vor, 
dass die durch die irische Insel verlaufende Gren-
ze unter keinen Umständen zum Mobilitätshin-
dernis werden darf. Nordirland steht als Teil des 
Vereinigten Königreichs nun aber außerhalb der 
EU, während die Republik Irland in der Union ver-
bleibt. Die innerhalb der Insel verlaufende Staats-
grenze wird, weil keine Zollunion mehr besteht, 
zur Zollgrenze. Ungehindertes Reisen zwischen 
Nordirland und der Republik Irland im Sinne des 
Karfreitagsabkommens ist nur gewährleistet, 
wenn die Zollgrenze faktisch in die Irische See 
verlagert wird. 

Für das Vereinigte Königreich ist dies ein Pro-
blem, weil Nordirland in gewisser Weise Zollaus-
land wird, in das Waren exportiert werden. Für 
die Union dagegen stellt sich das Problem, dass 
Waren, die nach Nordirland importiert oder dort 
produziert werden, unter den Bedingungen der 
„common travel area“ ohne Kontrolle und damit 
unverzollt in die Republik Irland und von dort, da 
Irland EU-Mitglied ist, zollfrei und unkontrolliert 
aufs europäische Festland gelangen können. Um 
die Kontrollen englischer, schottischer und wali-
sischer Waren nicht ausufern zu lassen, werden 
Waren mit einem Vermerk versehen, der sicher-
stellen soll, dass sie nicht nach Irland oder andere 
Staaten der Union gelangen. Bei vielen Waren 
wird auf Kontrollen verzichtet, weil sie für den 
Export wenig geeignet sind. Oder wie Prof. Schäfer 
es ausdrückt: „Englische Würstchen isst auf dem 
Festland eh niemand.“ 

Stichwort Festland: Wie wichtig der europäi-
sche Markt für Großbritannien ist, zeigt schon 
das sogenannte Gravitationsmodell des interna-
tionalen Handels. „Je weniger Länder voneinan-
der entfernt sind, desto umfangreicher sind die 
Wirtschaftsbeziehungen, wenn sie nicht künst-
lich erschwert werden. Die Steigerung ist dabei 
exponentiell“, erklärt Prof. Schäfer. Das illust-
riert er am Beispiel China: „China ist wichtiger 

Handelspartner und Export-
land für Deutschland. Und 
trotzdem sind unsere Exporte 
nach Polen, Ungarn und Tsche-
chien zusammengenommen 
deutlich höher.“ 

Große Versprechen, ernüch-
ternde Bilanz
Das große Versprechen des Bre-
xits war, das Vereinigte König-
reich in eine wirtschaftliche 
Hochphase zu führen. Doch 
über drei Jahre nach dem Aus-
tritt ist die Bilanz ernüchternd. 
Großbritannien hatte im Jahr 
2022 die schlechteste Entwick-
lung beim Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) unter allen Staaten, 
die in der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) orga-
nisiert sind. Damit stellt sich 
der wirtschaftliche Schaden 
durch den Brexit noch höher 
dar, als ihn die ohnehin nega-
tiven Prognosen unabhängiger 
Institute in Großbritannien 
eingeschätzt hatten. Die Impor-
te aus der EU sind um 25 Pro-
zent zurückgegangen, doppelt 
so viel wie prognostiziert. Die 
Steuereinnahmen sanken um 
rund 40 Milliarden Euro. Und 
vor allem: Die größere Handels-
freiheit mit Drittländern hat 
sich bisher nicht positiv aus-
gewirkt. Auch die Wachstums-
prognosen von IWF und OECD 
für das kommende Jahr lassen 
für das Vereinigte Königreich 
nichts Gutes erwarten. 

Es ist unklar, wie sich die 
Lage weiterhin entwickeln wird. 
Die Effekte des Brexits sind 
schwerwiegender als von un-
abhängigen Wissenschaftlern 
prognostiziert. Der Schlüssel 
zur EU ist weg, die Tür ist zu. 
Vorerst. Denn Prof. Kämmerer 
wagt eine Prognose: „Es sind 
erste Tendenzen erkennbar. 
Irgendwann werden die Briten 
wieder an die europäische Tür 
klopfen.“⊗

Prof. Dr. Hans-Bernd 
Schäfer, Affiliate-Pro-

fessor, forscht zu den 
Schwerpunkten Ökonomi-
sche Analyse des Rechts, 

Institutionenökonomik, 
Ökonomie der Entwick-
lungsländer und Außen-

wirtschaft. Daneben ist er 
Direktor des Programms 
für rechtswissenschaft-

liche Forschung der 
Bucerius Law School. Prof. 
Schäfer ist regelmäßiger 

Gastdozent an acht inter-
nationalen Hochschulen 
von Ankara über Tel Aviv 

bis Toronto.

Prof. Dr. Jörn Axel 
Kämmerer, Lehrstuhl 
für Öffentliches Recht, 

Völker- und Europarecht, 
forscht zu den Schwer-
punkten Staatsrecht, 
EU-Wirtschaftsrecht, 

Privatisierung und 
Regulierung, Recht der 

Währungsunion und 
Finanzmarktregulierung, 
Berufsrecht und Völker-
recht. Seit Juni 2022 ist 

Prof. Kämmerer Präsident 
der Societas luris Publici 

Europaei (SIPE).
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Dies ist ein von einem Menschen ge-
schriebener Text. Oder vielleicht doch 
nicht? Sind Programme wie ChatGPT 
bereits in der Lage, Texte über For-
schungsthemen oder gar wissenschaft-
liche Texte zu schreiben?

In ein paar Jahren dürfte es vermut-
lich eher für Erstaunen sorgen, wenn 
solche Fragen noch gestellt werden 
müssen. Die technische Entwicklung 

künstlicher Intelligenzen schrei-
tet mit großen Schritten voran und 
ist der Debatte darüber weit voraus. 
Künstlich intelligente Systeme kön-
nen heute bereits weit mehr, als sie 
rechtlich dürfen. Sie könnten zum 
Beispiel in standardisierten Gerichts-
prozessen Entscheidungen treffen. 
Sie können Anleger*innen Finanz-
tipps geben, Bewerbungsvideos auf 

Persönlichkeitsmerkmale scannen und 
komplexe Verträge auf problematische 
Formulierungen. Ob sie dafür einge-
setzt werden dürfen, wo die Grenzen 
sind und wer für Fehler einer künstli-
chen Intelligenz haftet – das ist erst in 
Ansätzen geregelt.

An der Bucerius Law School gibt es 
mehrere Netzwerke, die zum Thema KI 
und Recht forschen und arbeiten. ⊗

 „
D I E 

Z U K U N F T
H AT

A N G E FA N G E N
 “

Künstlich intelligente Systeme haben Einzug in den Lebensall-
tag gefunden. Die technische Entwicklung ist weit, die recht-

liche Ausgestaltung und die gesellschaftliche Debatte müssen 
versuchen, damit Schritt zu halten. An der Bucerius Law School 

beschäftigen sich mehrere Netzwerke mit KI und Recht.

KÜNSTLICHE INTELLIGENZ
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Wie sehr künstliche Intelligenz bereits Einzug in 
alle Lebensbereiche gefunden hat, ist schon an 
den Hochschulen selbst zu sehen. Das Präsidium 
der Bucerius Law School hat Anfang 2023 zum 
Thema ChatGPT getagt: Wie können ordentliche 
Prüfungen in Zukunft aussehen, wenn die Stu-
dierenden ihre Hausarbeiten auch mit ChatGPT 
schreiben lassen könnten?

Gerade ChatGPT zeigt, dass die technische 
Entwicklung der rechtlichen Debatte weit voraus 
ist. Und doch ist das Programm nur ein kleiner 
Baustein unter vielen. Credit-Scoring, Algorith-
mus-basierte Empfehlungssysteme, digitale 
Governance – auch da knüpfen viele rechtliche 
und ethische Fragen an. Um die Einführung 
neuer Technologien nah zu begleiten, haben Prof. 
Kumpan von der Bucerius Law School und Prof. 
Dr. Georg Ringe, Professor an der Universität 
Hamburg, das „Network for Artificial Intelligen-
ce & Law (NAIL)“ gegründet. Es will nach außen 
wirken, eine Art KI- und Recht-Hub bilden. „In der 
öffentlichen Debatte wird das Thema KI oft sehr 
technisch diskutiert“, sagt Prof. Kumpan. „Wir 
wollen den Blick auch auf die rechtliche, gesell-
schaftliche und ethische Relevanz lenken.“

Dafür laden Prof.  Kumpan und Prof. Ringe 
während der Vorlesungszeit monatlich renom-
mierte nationale und internationale Wissen-
schaftler*innen und Praktiker*innen zu Vorträgen 
ein, die sich mit Themen rund um KI und Recht 
beschäftigen. Gerade der regelmäßige Austausch 
mit Praktiker*innen ist für Prof. Kumpan von 
großer Relevanz. Sie können aufzeigen, wie künst-
liche Intelligenzen unser Leben verändern. Daran 
schließt die Frage an die Rechtswissenschaft an: 
Wie muss das Recht diese Entwicklung begleiten?

Insgesamt hat das NAIL bereits rund 15 Vor-
träge organisiert. Zur ersten Veranstaltung im Ok-
tober 2021 wurde Irina Orssich eingeladen, Head of 
Sector AI Policy bei der Europäischen Kommission 
in Brüssel. Sie hat zum geplanten EU-AI-Act vor-
getragen, einem europäischen Gesetzentwurf zur 
Regulierung der KI – dem zentralen Rechtsakt, der 

zurzeit in der Vorbereitung ist. Ergänzt wurde die 
Veranstaltung um einen Praktikerkommentar von 
Dr. Wolfgang Hildesheim, Direktor Watson, Data 
Science & Artificial Intelligence bei IBM, der nur 
wenige Wochen später auch einen eigenen Vortrag 
hielt. Bei diesem referierte er aus Sicht der Praxis 
zum Thema „Globaler Megatrend Künstliche In-
telligenz – Chancen und Risiken“. Dabei wurde aus 
Sicht von Prof. Kumpan deutlich, dass schon der 
Begriff der künstlichen Intelligenz unzureichend 
gefasst ist – und eine enge Abstimmung mit den 
Anwender*innen in der Praxis dringend notwendig.

Schon bei der genaueren Definition, was 
künstliche Intelligenz genau meint und welche 
Techniken von dem Begriff umfasst sein sollten, 
sieht Prof. Kumpan dringenden Handlungsbedarf. 
Weitgehend ungeklärt ist auch noch die Haftung 
für Fehler einer künstlichen Intelligenz. Und dann 
ist die Transparenz ein Bereich, in dem noch 
großer Regulierungsbedarf besteht: Inwiefern 
müssen Verbraucher*innen erkennen können, 
wer ihnen zum Beispiel bei einer Anlageberatung 
den Tipp gegeben hat? 

Zu diesen Themen hat das NAIL beispielswei-
se Prof. Dr. Katja Langenbucher von der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main 
eingeladen. Sie hat über das Thema „KI als Pro-
dukt? Algorithmisches Bonitätsscoring als Testfall 
für die Regulierung“ gesprochen. Als Experte für 
„Künstliche Intelligenz und EU-Verbraucher-
recht“ war Prof. Dr. Martin Ebers von der Univer-
sität Tartu zu Gast. Antonella Zarra, Programm-
managerin für KI-Politik bei Meta, hat sich auf 
Einladung des NAIL mit „Brückentechnologie und 
politische Innovation: Ein politisches Experiment 
zum KI-Gesetz“ befasst. Und die Professoren 
Tanel Kerikmäe und Thomas Hoffmann von der 
TalTech University im estnischen Tallinn waren 
zu Gast, um über KI-Systeme in Verwaltungs- und 
Gerichtsverfahren zu referieren. In Estland wird 
künstliche Intelligenz in Verwaltung und Justiz 
bereits weitgehender eingesetzt als in Deutsch-
land. Es gab auch Referent*innen aus Belgien und 
Italien, um eine internationale Perspektive in die 
Debatte mit einzubringen. 

Und natürlich war ChatGPT auch schon The-
ma im NAIL. Im Februar 2023 hat Prof. Dr.  Philipp 
Hacker von der European University Viadrina in 
Frankfurt/Oder über „Regulierung von ChatGPT: 
Von vertrauenswürdiger zu nachhaltiger KI“ 
referiert. „Die technische Entwicklung von KI ist 
rasant schnell und verspricht eine Vielzahl wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Vorteile“, so 
Prof. Kumpan. „Jetzt ist es an uns, den rechtlichen 
Rahmen dafür zu stecken.“ ⊗

Network for Artificial  
Intelligence & Law 
(NAIL): Das Netzwerk 
mit Außenwirkung

PROF. DR. 
CHRISTOPH 

KUMPAN, LL. M., 
ist Inhaber des 
Lehrstuhls für 

Bürgerliches 
Recht, Unter-

nehmensrecht 
und Kapital-

marktrecht. Er 
forscht zu den 

Schwerpunkten 
Börsen- und 

Kapitalmarkt-
recht, Corporate 

Governance, 
dem Recht der 

Interessenwah-
rung (Fiduciary 

Law) und zu 
Rechtsfragen 

der künstlichen 
Intelligenz.
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Je mehr Daten einer künstlichen Intelligenz zur 
Verfügung stehen, desto besser kann sie lernen. 
Welches Risiko aber besteht, wenn sie mit einem 
fehlerhaften Datensatz gefüttert wurde? Und was 
passiert eigentlich, wenn jemand im Nachhinein 
seine Einwilligung zur Datenverarbeitung wider-
ruft: Kann man diesen Datensatz dann einzeln 
aus dem System herausoperieren?

Das alles sind technische Fragen, die für 
Jurist*innen auf den ersten Blick kaum von Be-
deutung zu sein scheinen. Tatsächlich aber ist 
es kaum möglich, viele Fragen zur künstlichen 
Intelligenz rechtlich zu klären, ohne die Technik 
dahinter zu verstehen. „Ich muss wissen, wie Ma-
chine Learning funktioniert, wenn ich beispiels-
weise Fragen zur Haftung für den Einsatz künst-
lich intelligenter Systeme untersuchen möchte“, 
sagt Dr. Sophie Burchardi, die bei Professor Dr. 
Christoph Kumpan an der Bucerius Law School 
habilitiert. Burchardi hat deshalb die „Law and AI 
Research Group (LARG)“ gegründet, die sie inzwi-
schen zusammen mit Charlotte Schindler leitet, 
wissenschaftliche Mitarbeiterin bei Prof. Dr. Mat-
thias Jacobs. In der LARG treffen sich Nachwuchs-
wissenschaftler*innen, die zu rechtlichen Fragen 
rund um den Einsatz künstlich intelligenter 
Systeme arbeiten. Rund 20 Promovierende und 
Habilitierende tauschen sich in dem Netzwerk 
regelmäßig zu den Themen aus – und eignen sich 
auch gemeinsam die technischen Grundlagen an. 

Die LARG organisiert regelmäßig Workshops 
und Seminare, zu denen Expert*innen unter-
schiedlicher Fachrichtungen eingeladen sind: 
neben Rechtswissenschaftler*innen waren bereits  
Informatiker*innen, Physiker*innen, Soziolog*in-
nen, Psycholog*innen und Vertreter*innen von 
IT-Unternehmen zu Gast. Burchardi und Schind-
ler, die die Veranstaltungen gemeinsam mit dem 
Organisationsteam der LARG planen, suchen die 
Themen entsprechend den Forschungsthemen 
der Mitglieder aus. 

Laut Burchardi gibt es drei Kategorien recht-
licher Fragen, zu denen die jungen Wissenschaft-
ler*innen der LARG derzeit überwiegend forschen. 
Ein Schwerpunkt ist die Regulierung der KI: Wie 
können wir dafür sorgen, dass eine KI sicher ist? 
Wo dürfen KI-Systeme eingesetzt werden? Wie 
transparent muss ihr Einsatz sein? Ein weiterer 
Schwerpunkt ist die zivil- und auch strafrecht-
liche Verantwortung für Fehler der KI. Und dann 
forschen mehrere Nachwuchswissenschaftler*in-
nen auch noch zu Zurechnungsfragen: Wem wer-
den die Ergebnisse von KI urheber- und patent-
rechtlich zugerechnet? Wer hat das Eigentum an 
den Ergebnissen, die eine KI erzielt?  

Künstliche Intelligenz in der Wirtschaft, im 
Recht, im Alltag und auch in der Politik – die 
LARG-Mitglieder decken in ihrer Forschung den 
Einsatz künstlicher, intelligenter Systeme in allen 
Lebensbereichen ab. Burchardi selbst forscht zur 
zivilrechtlichen Haftung für den Einsatz von KI-
Systemen: Wer ist rechtlich verantwortlich, wenn 
beispielsweise ein autonom handelnder Robo-Ad-
visor  den falschen Fonds empfiehlt und einen 
finanziellen Verlust bewirkt? Außerdem arbeitet 
sie zu neuen Gesetzgebungsakten der EU. Char-
lotte Schindler, mit der sie die LARG zusammen 
leitet, beschäftigt sich mit dem Einsatz von KI 
bei der Bewerber*innenauswahl großer Unter-
nehmen, vor allem unter arbeitsrechtlichen und 
datenschutzrechtlichen Fragestellungen. Auch 
der Einsatz künstlicher Intelligenzen in der Me-
dizin ist ein Forschungsfeld: Prof. Dr. Friederike 
Malorny, Alumna der Bucerius Law School und 
Juniorprofessorin an der WWU Münster, forscht 
zur Haftung in der Telemedizin und engagiert sich 
im Organisationsteam der LARG. Andere Nach-
wuchswissenschaftler*innen der Bucerius Law 
School forschen zu strafrechtlichen Fragen beim 
Einsatz künstlicher Intelligenzen: Mustafa Enes 
Özcan, ebenfalls Mitglied des Organisationsteams, 
etwa promoviert zur strafrechtlichen Haftung 
beim autonomen Fahren.

Und auch verfassungsrechtlich wirft die 
Entwicklung der Technik viele neue Fragen auf. 
LARG-Mitglied Leonie Mehlhorn forscht zum 
Beispiel zu den Gefahren, die von KI-Systemen 
im demokratischen System ausgehen. Sie befasst 
sich in ihrer Dissertation mit Microtargeting im 
Wahlkampf – eine unbewusste Manipulation 
von Wähler*innen, auf die Donald Trump 2016 in 
den USA setzte: Sein Team hatte die Bevölkerung 
durch die Auswertung von Massendaten zunächst 
in Kategorien eingeteilt und dann gezielt mit  
Werbung angesprochen. Mehlhorn setzt 
sich nun in ihrer Dissertation mit den 

Law and AI Research 
Group (LARG):  
Forschungsgruppe  
von Nachwuchs
wissenschaftler*innen
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verfassungsrechtlichen Grundlagen dafür in 
Deutschland auseinander. „Die Normen im 
Grundgesetz stammen aus einer Zeit, als die tech-
nologischen Entwicklungen noch gar nicht abseh-
bar waren“, sagt sie. „Wir müssen da Auslegungs-
maßstäbe entwickeln. Inwiefern die Parteien in 
Deutschland Microtargeting nutzen, ist noch un-
durchsichtig und auch rechtlich kaum geklärt.“

Mehlhorn sagt, dass sie sehr vom Netzwerk 
LARG profitiert. Vor allem wenn es darum geht, 
die Technologie zu verstehen, die hinter einem 
KI-System wie etwa dem Microtargeting steht. 
Um sich die komplexe Technik gemeinsam zu er-
arbeiten, lädt die LARG regelmäßig Expert*innen 
zu Workshops und Seminaren ein.  

Die Workshops sind Veranstaltungen mit nur 
einer Referentin oder einem Referenten und 
legen den Fokus auf das gemeinsame Erarbeiten 
von Themenfeldern und die Diskussion. Zu den 
Seminaren lädt die LARG mehrere Speaker ein, 
aus der Praxis ebenso wie aus anderen Fachbe-
reichen. Technik und Recht sind in den Veran-
staltungen oft eng miteinander verzahnt. Im Mai 
2022 beispielsweise diskutierte der Informatik-
professor Hans-Siegfried Stiehl mit den Teil-
nehmenden darüber, wie KI-Systeme im Recht 
definiert werden können. „Nur wenn wir das 
wissen, können wir mit dem Begriff rechtlich 
arbeiten“, sagt LARG-Gründerin Burchardi. Im 
Oktober 2022 hat die LARG dann zu einem Semi-
nar zum Thema KI und Datenschutz eingeladen. 
Dominic Hinz von der Dermalog GmbH gab eine 
technische Einführung in die Datennutzung bei 
der Entwicklung und dem Einsatz von künst-
lich intelligenten Systemen. In einem Workshop 
im Juni 2023, so ein weiteres Beispiel, waren der 
Physiker Lukas Zerweck vom Fraunhofer Ins-
titut sowie die Rechtswissenschaftlerin Louisa 
Schmalhorst zu Gast und haben mit den Teilneh-
menden über Federated Learning, Deep Lear-
ning und Explainable AI gesprochen. In einem 
weiteren Workshop hat der Physiker Prof. Dr. 
Michael Spannowsky den Teilnehmenden eine 
Einführung ins Machine Learning (ML) gegeben, 
die Risiken und Fehler von ML am Beispiel von 
ChatGPT aufzeigt und die Zukunft von KI-Syste-
men skizziert. 

Und die LARG-Mitglieder stellen in den Se-
minaren selbst ihre Forschungsthemen vor und 
geben sich gegenseitig dazu Feedback. „Wir unter-
suchen ganz unterschiedliche Fragestellungen im 
Bereich KI und Recht“, sagt Burchardi. „Aber wir 
alle müssen verstehen: Wie funktionieren eigent-
lich KI-Systeme? Im Austausch können wir viel 
voneinander lernen.“ ⊗

hauptamtliche 
Professor*innen

DIE FAKULTÄT

24

Öffentliches Recht

4

Privatrecht (inkl . Steuerrecht)

Juristisches Lernen

weitere ordentliche Professuren

8

2

2

Strafrecht

3
Grundlagen des Rechts

2
Masterprogramm

1
Juniorprofessuren

2

Affiliate-  
Professuren

7

Honorar- 
professuren

7

Ehrendoktor-
würden

3

Privatdozierende

5
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„Der Staat sollte nicht über 
dem Recht stehen“, sagt And-
reas Kerkemeyer. Das sei ein 
demokratischer Grundsatz. 
Doch in der Praxis sehe sich 
der Staat immer wieder mit 
Informationen konfrontiert, 
die aus verschiedenen Gründen 
nicht an die Öffentlichkeit ge-
langen sollen. Entscheiden sich 
die staatlichen Institutionen, 
einen Sachverhalt unter Ver-
schluss zu halten, entsteht ein 
rechtswissenschaftlich prob-
lematischer Gegenstand: ein 
Staatsgeheimnis. 

Schutz des staatlichen Eigen-
interesses 
Um sich dem Phänomen zu 
nähern, hat Kerkemeyer zuerst 
eine Arbeitsdefinition ent-
worfen. In einem Satz fasst er 
sie so zusammen: „Staatsge-
heimnisse sind die staatliche 
Geheimhaltung von Informa-
tionen oder Daten zum Schutz 
eines staatlichen Eigeninteres-
ses oder zum Schutz der Funk-
tionsfähigkeit eines staatlichen 
Organs.“ Als wichtigste Bereiche 
nennt Kerkemeyer hier die Ver-
teidigungs- und Außenpolitik, 
die Sicherheitsdienste und die 

Die Inhalte von Staats-
geheimnissen sind 
naturgemäß nicht 
bekannt. Auch schon 
die Definition, was ein 
solches Geheimnis sein 
kann und darf, ist nicht 
eindeutig. In seinem 
noch laufenden Habilita-
tionsverfahren hat sich 
Dr. Andreas Kerkemeyer 
den Staatsgeheimnissen 
aus verschiedenen Pers-
pektiven genähert. 

TRANSPARENZ

 „
S TA AT S ­

G E H E I M N I S S E :
Ü B E R  

D E M  R E C H T ?
 “

Prof. Dr. Andreas  
Kerkemeyer hat im 

Sommer 2023 die Leitung 
des Fachgebiets Rechts-
politik für den digitalen 
Finanzsektor an der TU 

Darmstadt übernommen. 
Zuvor war er Wissen-

schaftlicher Assistent bei 
Prof. Dr. Jörn Axel Kämme-
rer, bei dem er im Oktober 

2023 habilitiert wird.
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Sicherstellung der Entschei-
dungsspielräume von Regie-
rungen.

Die Überlegungen Kerke-
meyers gelten dabei übrigens 
nicht nur für Nationalstaaten, 
sondern auch für internationa-
le Gemeinschaften: „Durch die 
Europäisierung und Interna-
tionalisierung des Rechts sowie 
der politischen Strukturen geht 
eine Verlagerung von Entschei-
dungskompetenzen einher.“ 
Staatengemeinschaften wie die 
Europäische Union (EU) oder 
die Vereinten Nationen (UN) 
hätten so auch ein gewisses 
Eigeninteresse, das sie gleich-
zeitig zwinge und befähige, be-
stimmte Informationen geheim 
zu halten.

Staatsgeheimnisse in der nor-
mativen Ordnung
Dass Strategien zur Verteidi-
gung potenzieller Aggresso-
ren nicht bekannt sein sollen, 
leuchtet ein. Und dass es Be-
sprechungen der Regierungen 
geben muss, die im Geheimen 

stattfinden, ebenso. Doch beim Verfassungs-
schutz wird es da mitunter schon komplizierter. 
Denn was als potenziell staatsgefährdend ange-
sehen wird, hänge vor allem von der normativen 
Ordnung ab – und diese ist im ständigen Fluss. 
„Daher ist die Konstruktion von Verfassungs-
feindlichkeit immer mit einem Maß an Unsicher-
heit behaftet“, so Kerkemeyer. In einer Diktatur 
sind als staatsgefährdend wahrgenommene Hand-
lungen beispielsweise andere als in einer Demo-
kratie, aber auch die Demokratie selbst und ihre 
Grenzen sind in ständiger Bewegung. So wurden 
einzelne Parteien und politische Strömungen vor 
einigen Jahren anders bewertet als heute. Stich-
wort: Parteiverbotsverfahren. 

Demokratische Ambivalenz
Und was sagt eigentlich die durch Staatsgeheim-
nisse zu schützende Verfassung zum Thema Ge-
heimhaltung? „Nicht viel“, antwortet Kerkemeyer, 
„die Verfassung geht davon aus, dass der Staat 
möglichst transparent handeln soll. Dadurch sind 
Staatsgeheimnisse ein Problemfall.“ Der Blick in 
die Verfassung hilft wenig bei der Definition des 
Begriffs, zeigt aber noch einmal das Grundpro-
blem: die demokratische Ambivalenz. Ein Staat 
muss Geheimnisse haben dürfen, um sich selbst 
zu schützen – auch, wenn seine eigentliche Aus-
richtung auf die größtmögliche Information der 
Bürger*innen abzielt.

Durch einen Kontrollmix soll gewährleistet 
werden, dass zumindest ausgewählte demokra-
tisch legitimierte Personen Einblick in die Infor-
mationen haben. So werden die Geheimdienste 
vom Parlamentarischen Kontrollgremium (PKGr) 
überwacht. Obwohl auch Oppositionspolitiker*in-
nen vertreten sind, kompromittiere ein solches 
Organ unter Umständen die Funktion der Opposi-
tion, sagt Kerkeymeyer. Denn ihre Aufgabe ist es, 
Missstände aufzuzeigen. Das sei nur beschränkt 
möglich, wenn sie in bestimmten Punkten be-
grenzt informiert sein kann.

Aufgaben des Rechts und der Verfassung
Die Aufgabe des Rechts und der Verfassung könne 
es laut Kerkemeyer nicht sein, den demokrati-
schen Grundkonflikt aufzulösen. Stattdessen 
müssten spezifische Lösungen gefunden werden 
– was laufend geschehe: „Richter*innen treffen 
Entscheidungen im Geheimen, das ist aber nicht 
problematisch. Denn sie kommunizieren das Er-
gebnis ja den Betroffenen. Und auch Regierun-
gen, die sich auf Basis geheimer Fakten über die 
außenpolitische Lage beratschlagen, haben ein 
Recht auf Diskursfreiraum.“ 

Schwieriger würde es dort, 
wo die Geheimhaltung Grund-
rechte Einzelner berührt. 
„Wenn der Staat Geheim-
haltung nutzt, um jemanden 
zu überwachen, muss er das 
legitimieren. Schützt er die Ver-
fassung? Versucht er, schwere 
Straftaten zu verhindern?“ 
Die wichtige Frage sei dabei 
immer die nach Kontrollme-
chanismen. Denn eine Geheim-
haltung führe immer zu einer 
weitgehend freien Exekutive 
– und dieser müssten Grenzen 
aufgezeigt werden.  

Das Verhältnis von Staaten, 
insbesondere Demokratien, zur 
Geheimhaltung ist also ambiva-
lent. Bürger*innen müssen so in-
formiert wie möglich sein, gleich-
zeitig gibt es berechtigte Gründe, 
bestimmte Informationen unter 
Verschluss zu halten. Jeder Staat 
und jede internationale Gemein-
schaft muss also genau abwägen, 
unter welchen Bedingungen 
Geheimhaltung erlaubt ist – und 
wie diese Bedingungen kontrol-
liert werden können. ⊗
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ZENTRUM FÜR JURISTISCHES LERNEN

 „
N I C H T

S O N D E R N

U N D 

  “

A U S W E N D I G  L E R N E N ,

N A C H D E N K E N

V E R S T E H E N
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Geschichten von Jurastudierenden, die nervös in 
die Prüfungssäle tippeln und sich vor ihren Exa-
mina fürchten, kennen wohl alle. Prof. Faust, der 
seit 2002 an der Bucerius Law School lehrt, weiß 
auch, warum: „Weil sich in Jura die ganze Note aus 
dem Auftreten im Staatsexamen zusammensetzt.“ 

Im Fach Jura gibt es traditionell nicht die 
Möglichkeit, einzelne Bereiche während des Stu-
diums abzuhaken und so bereits Punkte für die 
Abschlussnote zu sammeln. Das habe sich zwar 
mit der Einführung des Wahlschwerpunkts im 
Jahr 2005 ein wenig geändert – seither zählt der 
Wahlschwerpunkt zu 30 Prozent in die Endnote 
hinein –, aber „die entscheidende Note ist noch 
immer die Note im Staatsteil und die gibt es nur 
auf Basis des Staatsexamens“, so Prof. Faust. „Es 
sind zwei Wochen, die über alles entscheiden.“

Das ist also die Ausgangslage: Die Studieren-
den müssen bei ihren Prüfungen in der Lage sein, 
Stoff aus dem ganzen Studium abzurufen. Und die 
Note, die sie am Ende bekommen, so Prof. Faust, 
ist wichtig. Sie vermag Türen zu öffnen – oder 

eben leider nicht. Das ist auch der Grund, weshalb 
der Großteil der Jurastudierenden zu Repeti-
tor*innen geht – zu kommerziellen Kursen, die 
sie auf die Staatsexamina vorbereiten und die sie 
selbst bezahlen. 

„Die Bucerius Law School wollte ursprünglich 
den Repetitor entbehrlich machen und diesen 
Service im eigenen Haus anbieten“, erzählt Prof. 
Faust. Deshalb beauftragte die Hochschule bald 
nach ihrer Gründung Prof. Dr. Erich Samson mit 
dem Aufbau eines Vorläufers des heutigen Zen-
trums für Juristisches Lernen (ZJL). Denn Prof. 
Samson hatte schon an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel mit großem Erfolg Wiederho-
lungs- und Vertiefungskurse (WuV) etabliert. 

Über die zentral organisierte Examensvor-
bereitung hinaus hatte Prof. Samson die Idee 
eines individuellen Beratungsformates, der 
„Klausurenklinik“. Die Studierenden können mit 
ihren geschriebenen Klausuren in eine individu-
elle Sprechstunde kommen, in der die Arbeiten 
methodisch analysiert werden und in der man 
gemeinsam überlegt, wie man den Erfolg künf-
tig steigern könnte. Von Jahr zu Jahr wuchs der 
Zulauf in der Klausurenklinik vor allem durch 
„Mundpropaganda“ und erreicht inzwischen fast 
500 Beratungstermine im Jahr. Frau der ersten 
Stunde in der Klausurenklinik war Katrin Walle, 
bis heute im Zentrum als strafrechtliche Studien-
leiterin tätig.

2008 wurde das Zentrum insbesondere auf 
Initiative von seinerzeit zwei Mitarbeitenden des 
Lehrstuhls von Prof. Dr. Michael Fehling – Dr. An-
na-Miria Fuerst, die später Verwaltungsrichterin 
wurde und mittlerweile am OVG Lüneburg tätig 
ist, und Dr. Volker Steffahn, seit Kurzem selbst Pro-
fessor an der Bucerius Law School – neu gegründet 
und in seinem Angebot erheblich erweitert. 

Namensgeber für das neue Zentrum für Ju-
ristisches Lernen (ZJL) war Prof. Faust. Der neue 
Name rückte noch stärker den studierenden-
zentrierten Ansatz des Zentrums in den Fokus. 
Prof. Faust übernahm wenig später auch das Amt 
des akademischen Leiters des ZJL. „Weil ich hier 
den Ruf hatte, dass mir die Lehre sehr am Herzen 
liegt“, sagt er und lächelt. Prof. Faust war einer der 

Prof. Dr. Florian Faust, LL. M., ist 
Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches 
Recht, Handels- und Wirtschaftsrecht 
und Rechtsvergleichung. Außerdem war 
er fast 15 Jahre der akademische Leiter 
des Zentrums für Juristisches Lernen 
(ZJL). Im Zuge der Umstrukturierung 
des ZJL mit zwei neuen Professuren gibt 
er jetzt auch die akademische Leitung 
in die Hände der langjährigen Studien-
leiter. Prof. Faust erklärt, worauf es beim 
juristischen Lernen ankommt und wie die 
Erfolge des ZJL aussehen.

Es sind zwei Wochen, die über alles ent-
scheiden: Beim Staatsexamen müssen 
Studierende Stoff aus dem gesamten 
Jurastudium abrufen können. Das 
Zentrum für Juristisches Lernen (ZJL) 
unterstützt sie dabei.
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ersten Professoren an der Bucerius Law School, 
die im Hörsaal das interaktive Workshop-Pro-
gramm „Poll Everywhere“ einsetzten, mit dem 
sich bei Vorlesungen Multiple-Choice-Fragen stel-
len lassen, auf die die Studierenden per Knopf-
druck antworten.

Schließlich sei die Zurückhaltung der Studie-
renden in Vorlesungen das größte Problem: „Kei-
ner möchte sich als nicht wissend outen oder eine 
falsche Lösung nennen“, sagt Prof. Faust. Doch das 
sei bedauerlich, schließlich lebe Jura vom Dialog. 
Das Programm hilft dem Professor daher, die Be-
teiligung anzuregen: Denn die Antworten werden 
anonym erhoben, sofort in die Präsentation inte-
griert und können somit gleich diskutiert wer-
den. So aktiviert er die Studierenden, die vor ihm 
sitzen – mit dem Ziel: „sie für Jura zu begeistern – 
aber eben nicht als bloß reproduktive, sondern als 
problemlösende Wissenschaft.“ 

Im Laufe der Jahre kamen im ZJL immer mehr 
Formate dazu, die den Studierenden beim juristi-
schen Lernen und Anwenden helfen sollten. Da-
runter: Intensivkurse für Wiederholer, Tandem-
kurse mit angeleiteter studentischer Korrektur 
auf Gegenseitigkeit, Probeexamina anhand von 
Originalklausuren und das sogenannte Propädeu-
tikum – ein Einführungskurs in die juristische 
Methodik, also das juristische Denken. 

Hauptverantwortliche für jedes der drei Fä-
cher wurden diejenigen, die bis heute die Stu-
dienleitung in der jeweiligen Fachsäule im ZJL 
innehaben: Katrin Walle im Strafrecht, Dr. Volker 
Steffahn im Öffentlichen Recht und Dr. Olivia 
Czerny im Privatrecht.

Volker Steffahn steht dabei insbesondere für 
die Vermittlung von Methodenkompetenz für das 
juristische Lernen und für die Anwendung in der 
Falllösung. Umgesetzt hat er dies auch in Metho-
denskripten, Lernvideos und seiner rechtsdidak-
tischen Dissertation. Olivia Czerny hat besonders 
an der Digitalisierung in der Didaktik mitgewirkt. 
Neben juristischen Lernvideos hat sie zusammen 
mit ihrem ehemaligen Kollegen Dr. Tino Frieling 
vor allem das „digitale Fallbuch“ entwickelt, das in 
erheblichem Umfang auch für externe Studieren-
de einsehbar ist. Anhand dessen können Stu-
dierende Schritt für Schritt digital durch eine Fall-
lösung gehen und müssen währenddessen Fragen 
beantworten, die ihr Denken schulen. „Das erfreut 

sich großer Beliebtheit“, sagt Prof. Faust, welche in 
Zeiten der Pandemie noch zugenommen hat.

Und noch einen großen Erfolg hat das ZJL 
jüngst zu vermelden: Dr. Olivia Czerny und 
Dr. Volker Steffahn wurden, auch in Anerkennung 
ihrer langjährigen wertvollen Arbeit für das ZJL 
in Beratung, Lehre, Innovation und rechtsdidak-
tischer Forschung, im Mai 2023 beide zu Professo-
ren für juristisches Lernen berufen. Olivia Czerny 
war 2022 bereits zur Direktorin des ZJL in der 
Nachfolge ernannt worden – in der Nachfolge von 
Anja Faust, die mehr als zehn Jahre die Organisa-
tionsleitung des ZJL innehatte.

Die juristische Didaktik an der Bucerius Law 
School hat damit noch einmal eine Aufwertung 
erfahren, von der die Studierenden sicher noch 
zehren werden. Und was ist der Lohn der Mitar-
beitenden am ZJL? „Wenn die Studierenden sich 
nach erfolgreich bestandenen Examina bedan-
ken“, sagt Prof. Faust. Oder auch, wenn sie aktiver 
und selbstständiger lernen. Und sich auch stärker 
an den Vorlesungen beteiligen. 

Fragt man Prof. Faust, worauf es beim juris-
tischen Lernen ankommt, antwortet er: „Nicht 
auswendig lernen, sondern nachdenken und 
verstehen!“ Den Studierenden sei es zwar oft am 
liebsten, die Professoren würden ihnen Sätze dik-
tieren, mit denen sie das Problem in der Klausur 
erschlagen können. „Aber“, sagt Prof. Faust, „so 
funktioniert Jura nicht.“ ⊗

ZENTRUM FÜR JURISTISCHES LERNEN

Über das Zentrum für  
Juristisches Lernen

Das Zentrum für Juristisches Lernen 
(ZJL) wurde an der Bucerius Law School 
eingerichtet, um die Studierenden in 
ihrem Lernen zu begleiten und zu unter­
stützen. Es bietet Lern-Anleitungen und 
Methodentraining-Kurse an und vor 
allem auch die sogenannte „Klausuren-
klinik“, bei der die Klausurleistungen 
der Studierenden in Einzelgesprächen 
analysiert werden. Das ZJL organisiert 
zudem die Examensvorbereitung sowie 
das Propädeutikum und wirkt auch mit 
an der kontinuierlichen Weiterentwick­
lung der didaktischen Kompetenz an der 
Hochschule. 
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NEUE PROFESSOR*INNEN

Prof. Dr. Volker Steffahn hat 
Rechtswissenschaft an der Uni­
versität Kiel studiert und legte bei­
de Examina in Schleswig-Holstein 
ab. Anschließend machte er eine 
pädagogisch-didaktische Fort­
bildung und arbeitete als selbst­
ständiger Repetitor. 2004 kam er 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
an die Bucerius Law School zum 
Lehrstuhl Öffentliches Recht III bei 
Prof. Dr. Fehling. Seit 2008 arbeitet 
er am Zentrum für Juristisches 
Lernen, dessen Gründung er mit 
initiiert hat und in dem er später 
die Studienleitung für Öffentliches 
Recht übernahm. 2014 erfolgte 
die Vollendung der Promotion zum 
Thema „Methodik und Didaktik der 
juristischen Problemlösung“. 2017 
folgte er einem Ruf als Professor 
für Öffentliches Recht an die Poli­
zeiakademie Hamburg und blieb 
zugleich in reduzierter Tätigkeit 
an der Bucerius Law School. Seit 
Herbst 2018 ist er wieder Vollzeit 
am ZJL. Seit Mai 2023 ist er Pro­
fessor an der Bucerius Law School.

Prof. Dr. Olivia Czerny hat 
Rechtswissenschaft in Leipzig 
studiert und dort beide Examina 
abgelegt. Während des Studiums 
war sie als wissenschaftliche 
Hilfskraft am Lehrstuhl für Bürger­
liches Recht, Arbeits- und Sozial­
recht von Prof. Dr. Boemke an der 
Universität Leipzig und während 
des Referendariats als Repetitorin 
tätig. 2009 bis 2013 arbeitete sie 
als wissenschaftliche Mitarbeite­
rin am Lehrstuhl für Arbeits-, Zivil- 
und Zivilprozessrecht von Prof. Dr. 
Jacobs sowie am Zentrum für Ju­
ristisches Lernen an der Bucerius 
Law School. 2013 wurde sie an der 
Bucerius Law School mit einem 
arbeitsprozessrechtlichen Thema 
promoviert und war daraufhin 
weiter als Studienleiterin im Be­
reich Zivilrecht am ZJL tätig. Im 
Januar 2022 wurde sie vom Senat 
zur Direktorin des Zentrums für 
Juristisches Lernen bestellt. Seit 
Mai 2023 ist sie Professorin an der 
Bucerius Law School.

»Beim Lehren zählt  
für mich der Ausspruch 
von Augustinus:  
›Wer ein Feuer ent­
fachen will, muss zu­
erst selbst brennen.‹«

»Der Klausurologe  
empfiehlt: täglich eine 

Dosis Methodik.«

ZENTRUM FÜR JURISTISCHES LERNEN
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 „
H E L L O
WO R L D

 “

INTERNATIONALER AUSTAUSCH

Die internationale Ausrichtung zählt zu den Hauptzielen der 
Bucerius Law School. Die Hochschule fördert daher For-

schungsaufenthalte ihrer eigenen Wissenschaftler*innen 
im Ausland und lädt zugleich ausländische Gastwissen-

schaftler*innen auf den Hamburger Campus ein. Wir haben 
mit Scholars aus dem In- und Ausland gesprochen, die an 

den internationalen Programmen der Hochschule teilgenom-
men haben und sie nach ihren Erfahrungen gefragt.

Katia Hamann ist wissen­
schaftliche Mitarbeiterin am 
Lehrstuhl für Internationales 
Recht, Europarecht und Öffent­
liches Recht von Prof. Payandeh. 
Vom 1. September bis zum 16. 
Dezember 2022 war sie als Gra­
duate Research Trainee an der 
McGill University in Montreal, 
Kanada. 

 
Warum wollten Sie an die 
McGill University, Frau 
Hamann?
→  Mein Betreuer vor Ort, 
Professor François Crépeau, 
ist ein Experte auf dem Gebiet 
des Migrations- und Flücht-
lingsrechts. Er war UN-Sonder-
berichterstatter für die Men-
schenrechte von Migrant*innen 
und forscht auch zu meinem 
Schwerpunkt: Migration als 
Auswirkung des Klimawandels. 
Ferner hat mich die Reputa-
tion der Universität gereizt. Die 
McGill University ist für ihren 
interdisziplinären, rechtsplu-
ralistischen und -kritischen 
Forschungsansatz bekannt.

Woran haben Sie vor Ort 
geforscht?
→  In meiner Dissertation be-
schäftige ich mich aus men-
schenrechtlicher Perspektive 
mit der Frage, ob Menschen in 
einen Staat zurückgeschickt 
werden dürfen, der stark vom 
Klimawandel betroffen ist. 
Während meiner Zeit in Kanada 
habe ich mich vor allem mit 

Wissenschaftler*innen 
von der Bucerius Law 
School
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INTERNATIONALER AUSTAUSCH

menschenrechtskritischen Perspektiven – im All-
gemeinen und im Kontext von Flucht und Migrati-
on – auseinandergesetzt. Zudem war es spannend, 
zu erleben, wie Debatten um Migration und Flucht 
in Kanada, das als eines der immigrationsfreund-
lichsten Länder der Welt gilt, geführt werden.

Inwiefern profitiert Ihre Forschung von dem  
Auslandsaufenthalt?
→  Zum einen hat mich der Austausch mit Ex-
pert*innen auf meinem Gebiet immens bereichert 
und mir erlaubt, mit einer neuen Perspektive auf 
mein Thema zu blicken. Zum anderen konnte ich 
von den Ressourcen der McGill University, ins-
besondere der sehr gut ausgestatteten Bibliothek, 
profitieren.

Maximilian Steffen ist wissen­
schaftlicher Mitarbeiter am Institut 
für Stiftungsrecht und das Recht der 
Non-Profit-Organisationen an der 
Bucerius Law School. Vom 15. August 

bis 9. September 2022 forschte er als Promovend an 
der Universität Zürich und vom 19. September bis 9. 
Oktober 2022 an der Wirtschaftsuniversität Wien.

Warum wollten Sie nach Zürich und Wien,  
Herr Steffen?
→  In meiner Dissertation untersuche ich 
Rechtswegfragen im deutschen Stiftungsrecht. 
Ein Kapitel ist Reformvorschlägen gewidmet, die 
den gerichtlichen Rechtsschutz für Stiftungen 
verändern würden – etwa die Schaffung neuer 
Rechtsmittel oder Rechtswegzuweisungen. Die 
Schweiz kennt eine Stiftungsaufsichtsbeschwer-
de; das österreichische Privatstiftungsrecht setzt 
statt einer behördlichen Stiftungsaufsicht auf 
mehr zivilgerichtliche Kontrollelemente. In bei-
den Ländern konnte ich also etwas erforschen, 
dass es in Deutschland so bislang nicht gibt.

Woran haben Sie vor Ort  
geforscht?
→  In Zürich und Wien habe 
ich versucht zu verstehen, 
wie das Rechtsschutzsystem 
funktioniert, in das Stiftun-
gen in der Schweiz und in 
Österreich eingebettet sind. 
Mein Fokus vor Ort lag darauf, 
Literatur und Rechtsprechung 
zusammenzutragen, die mir 
in Hamburg nicht zugänglich 
gewesen wären, und Gespräche 
mit Wissenschaftler*innen und 
Praktiker*innen zu führen.

Inwiefern profitiert Ihre  
Forschung von dem Auslands-
aufenthalt?
→  Während meiner Zeit in 
Wien und Zürich konnte ich 
viele engagierte Menschen 
kennenlernen, die meine For-
schung sehr gefördert haben. 
In Wien etwa durfte ich einen 
Vortrag vor den Mitarbeiten-
den des Instituts von Profes-
sorin Kalss halten und habe 
viele Gespräche – acht an der 
Zahl – mit Anwält*innen ge-
führt. In der Schweiz haben 
mir Professor Jakob und seine 
Mitarbeitenden wertvolle Hin-
weise gegeben. Ich verstehe 
die Stiftungsrechtsordnungen 
der Schweiz und Österreichs 
nun besser und habe weit 
mehr erlebt, als ich zu hoffen 
wagte. Und das Word-Doku-
ment meiner Dissertation hat 
auch einige Seiten Zuwachs 
erfahren.

Welche internatio-
nalen Forschungs
aufenthalte von  
Wissenschaftler*in-
nen fördert die  
Bucerius Law 
School? 

Um den internationalen 
Austausch der Nach­
wuchswissenschaftler*in­
nen zu fördern, ermutigt 
die Bucerius Law School 
ihre Promovenden und Ha­
bilitanden zu Forschungs­
aufenthalten im Ausland 
und vergibt jedes Jahr Sti­
pendien zur Finanzierung 
von Reise- und Lebens­
haltungskosten. Gleich­
zeitig werden ausländische 
Gastwissenschaftler*in­
nen im Rahmen des 
Visiting Scholar Programs 
in Hamburg willkommen 
geheißen und können eine 
Zeit lang mit den Fakul­
tätsmitgliedern arbeiten.  
 
Da die Bucerius Law 
School hohen Wert auf 
den Ausbau des transat­
lantischen Austausches 
legt, wurde vor einiger Zeit 
ein besonderes Förder­
programm in Koopera­
tion mit der Joachim 
Herz Stiftung ins Leben 
gerufen: Im Rahmen dieses 
Programms werden explizit 
Forschungsaufenthalte in 
den USA und Gastwissen­
schaftler*innen aus den 
USA finanziell unterstützt.
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Gastwissenschaftler*innen  
an der Bucerius Law School

INTERNATIONALER AUSTAUSCH

Lasha Tsertsvadze ist Associate 
Professor of Law an der Freien Uni­
versität Tiflis und an der East Euro­
pean University in Tiflis, Georgien. 
Außerdem ist er geschäftsführender 

Partner der Anwaltskanzlei „Colliers Georgia Legal“. 
Vom 8. August bis 8. September 2022 forschte er 
als Visiting Scholar an der Bucerius Law School. 

Warum wollten Sie an die Bucerius Law School, 
Herr Tsertsvadze?
→  Es ist eine große Verantwortung, ein Buch zu 
schreiben. Die größte Herausforderung besteht 
darin, Wissen und Erfahrungen aus dem Aus-
land durch vergleichende Analysen in das eigene 
Land zu bringen. Es lag also auf der Hand, dass ich 
meine Forschung im Ausland betreiben sollte, an 
einem Ort, von dem ich wusste, dass ich dort alles 
für die Forschung haben würde. Ausgehend von 
meiner Erfahrung war dies zweifellos die Bucerius 
Law School – mit ihrer modernen und umfang-
reichen Bibliothek, die einzigartige Möglichkeiten 
für wertvolle Forschungen bietet.

Woran haben Sie an der Bucerius Law School 
geforscht?
→  Ich habe an einem Handbuch zum Bankrecht 
gearbeitet. Die Idee dazu kam von Student*in-
nen an beiden Universitäten in Tiflis – sie waren 
meine Inspiration. Da das Hauptziel Georgiens 
darin besteht, Mitglied der EU zu werden, sind 

Robert Maximilian 
Lamersdorf ist wissen­
schaftlicher Mitarbeiter und 
Promovend an der Bucerius 
Law School. Vom 17. Oktober 
bis zum 16. Dezember 2022 
forschte er im Rahmen des Joa­
chim Herz Programmes und als 
Stipendiat des Übersee-Clubs 
e. V. an der School of Law der 
University of California (UCLA) 
in Los Angeles, USA. 

Warum wollten Sie an die 
UCLA School of Law, Herr  
Lamersdorf?
→  Mein Dissertationsprojekt 
berührt zum einen verschiede-
ne Rechtsbereiche des US-ame-
rikanischen Rechts – insbeson-
dere das „fiduciary law“ und das 
Gesellschaftsrecht – und um-
fasst zum anderen verschiedene 
interdisziplinäre Fragestellun-
gen – vor allem im Bereich der 
Rechtstheorie und Rechtssozio-
logie. Als Gastwissenschaftler 
die UCLA zu besuchen war für 
mich besonders attraktiv, weil 
ich dort gleich zu ganz verschie-
denen Aspekten meiner For-
schung ideale Gesprächspartner 
vorfinden konnte.

Woran haben Sie vor Ort  
geforscht?
→  An der UCLA habe ich im 
Bereich des „fiduciary law“ 

»Um dem internationalen Forschungs- 
standard gerecht zu werden, ist ein 
regelmäßiger Austausch von Rechts­
wissenschaftler*innen erforderlich.«
Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Katharina Boele-Woelki, Präsidentin 

geforscht, einem Bereich, den 
man in etwa das „Recht der In-
teressenwahrungsverhältnisse“ 
nennen kann, den es in dieser 
Form im deutschen Recht aber 
nicht gibt. Das „fiduciary“ law 
regelt Rechtsverhältnisse, in 
denen eine Seite die Interes-
sen eines anderen wahrnimmt 
und ihr hierzu eine besondere 
Einwirkungsmacht eingeräumt 
ist. Im Fokus stand für mich die 
Frage, wie rechtliche Regeln mit 
außerrechtlichen Mechanis-
men wie zum Beispiel sozialen 
und moralischen Normen oder 
sozialen Rollen und Gewohn-
heiten interagieren, um in sol-
chen Beziehungen Vertrauen 
zu ermöglichen und Treue zu 
gewährleisten.

Inwiefern profitiert Ihre For-
schung von dem Auslandsauf-
enthalt?
→  Am meisten profitiert habe 
ich von den Denkanstößen, die 
sich aus den Gesprächen mit 
dortigen Professor*innen er-
gaben.
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Kenntnisse und Verständnis 
der EU-Vorschriften im Bank-
recht von größter Bedeutung.

Inwiefern profitiert Ihre For-
schung von dem Auslandsauf-
enthalt?
→  Der Hauptvorteil für die 
Forschung war die Möglich-
keit, das Forschungsthema mit 
Fachleuten und berühmten 
Wissenschaftler*innen zu dis-
kutieren und ihre Erkennt-
nisse zu erhalten. Eine solche 
Möglichkeit der Diskussion 
beschleunigt die Forschungs-
zeit und erhöht den Wert der 
Arbeit. Der Zugriff auf Biblio-
theks- und Internetquellen 
zum Thema ermöglicht es, 
die Forschungsarbeit zu be-
reichern. Andererseits ist die 
Möglichkeit, komplizierte und 
unklare Fragen mit anderen 
Professor*innen und Gastwis-
senschaftler*innen zu diskutie-
ren, ein zusätzlicher unschätz-
barer Vorteil für die Forschung.

Allan Francis Tatham ist Professor für Euro­
päisches Recht an der Fakultät für Rechtswissen­
schaften der CEU-Universität San Pablo in Madrid, 
Spanien. Vom 1. bis 30. Juni 2022 forschte er als 
Visiting Scholar an der Bucerius Law School. 

Warum wollten Sie an die Bucerius Law School, 
Herr Tatham?
→  Meine Heimatuniversität fördert – als inte-
gralen Bestandteil ihres Internationalisierungs-
prozesses – lang- und kurzfristige Forschungsauf-
enthalte im Ausland. Ich wusste bereits von dem 
hervorragenden akademischen Ruf, dem interna-
tionalen Umfeld und der Offenheit der Bucerius 
Law School, ausländische Wissenschaftler*innen 
aufzunehmen. In dieser Hinsicht erwies sich die 
Bucerius Law School als der am besten geeignete 
Ort, um meine Forschungen über deutsches und 
EU-Recht unter der Leitung von Prof. Kämmerer 
durchzuführen, der ein renommierter Spezialist 
auf diesem Gebiet ist.

Woran haben Sie an der Bucerius Law School ge-
forscht?
→  Eines meiner aktuellen Forschungsthemen 
befasst sich mit den verschiedenen Möglichkei-
ten, wie innerstaatliches Recht die Entwicklung 
des EU-Rechts beeinflussen kann. Insbesondere 
geht es um die Bedeutung nationaler Konzepte 
für die Entscheidungsfindung des Europäischen 
Gerichtshofs. Meine Forschung an der Bucerius 
Law School hatte zum Ziel, mein Wissen über 
das deutsche Grundrecht auf einen gesetzlichen 
Richter zu vertiefen und zu untersuchen, wie es 
die Entwicklung eines solchen Rechts auf euro-
päischer Ebene beeinflussen könnte.

Inwiefern profitiert Ihre Forschung von dem Aus-
landsaufenthalt?
→  Ohne den Zugang zu den Bibliotheksbestän-
den der Bucerius Law School wäre es mir nicht 
möglich gewesen, diese Forschung voranzutrei-
ben. Darüber hinaus wird es dank Prof. Kämme-
rer und den Kollegen, die ich getroffen habe, nun 
möglich sein, eine Forschungsarbeit zu erstellen, 
die zur Veröffentlichung in einer der renommier-
testen Zeitschriften für EU-Recht eingereicht 
werden kann. Insgesamt hat sich meine Zeit an 
der Bucerius Law School sowohl beruflich als 
auch persönlich als lohnend erwiesen, und ich 
freue mich darauf, in Zukunft auf dieser Erfah-
rung aufzubauen.

Mindy Nunez Duffourc ist 
amtierende Assistenzprofesso­
rin für Rechtswissenschaften 
an der School of Law der New 
York University (NYU), USA, und 
Postdoc-Forscherin an der Penn 
State Dickinson Law (PSU), USA. 
Von April bis Juli 2022 forschte 
sie an der Bucerius Law School 
als Visiting Scholar im Rahmen 
des Joachim Herz U.S. Exchange 
Program for Young Legal Scho­
lars. In diesem Sommer wird 
sie als Assistenzprofessorin für 
Recht und Technologie an der 
juristischen Fakultät der Univer­
sität Maastricht (Niederlande) 
tätig sein.

Warum wollten Sie an die Buce-
rius Law School, Frau Duffourc?
→  Die Bucerius Law School 
genießt den guten Ruf, inter-
nationale Rechtswissenschaft-
ler*innen willkommen zu 
heißen. Tatsächlich war ein 
anderer Gastwissenschaftler 
und Kollege von mir aus Indien 
an der Bucerius Law School und 
empfahl mir, dort hinzugehen. 
Außerdem verfügt die Schule 
über ein Institut für Medizin-
recht, und Prof. Prütting, der 
mich aufgenommen hat, ist ein 
Experte auf diesem Gebiet, das 
auch mein Forschungsgebiet ist.
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Professuren im Ausland

Prof. Dr. Paul Krell ist Inhaber des  
Lehrstuhls für Strafrecht in der globalisierten und 
digitalisierten Risikogesellschaft an der Buceri­
us Law School. Im März 2023 unterrichtete er als 
Gastprofessor an der University of Notre Dame in 
Indiana, USA.

Warum wollten Sie an die University of Notre 
Dame, Herr Professor Krell?
→  Wir pflegen eine Kooperation mit der Hoch-
schule. In deren Rahmen habe ich in der Vergan-
genheit schon an einer gemeinsamen Tagung in 
Hamburg teilgenommen. Nun bot sich die Mög-
lichkeit, als Dozent in die USA zu gehen – eine für 
mich ganz neue Erfahrung.

Was haben Sie vor Ort gelehrt – und was gelernt?
→  Ich habe eine Veranstaltung zu den Grund-
prinzipien und Grenzen des deutschen Straf-
rechts gemacht. Die einzelnen Themen waren 
dabei so ausgewählt, dass eine hinreichende Nähe 
zur angloamerikanischen Diskussion besteht. Für 
die Studierenden dort erschien mir eine rein in-
formative Veranstaltung über das deutsche Straf-
rechtsdenken wenig attraktiv. Ich wollte vielmehr 
eine Vorlesung, in der interaktiv die Gemeinsam-
keiten und Unterschiede in der Strafrechtstraditi-
on erarbeitet werden. Was ich gelehrt und was ich 
gelernt habe, waren deshalb gleichsam zwei Seiten 
einer Medaille. 

Inwiefern profitieren Ihre Lehre und Ihre For-
schung von diesem Auslandsaufenthalt?
→  Die Unterschiede im Strafrechtsdenken er
öffnen einem neue Perspektiven, die einen bis-
weilen dazu verleiten, Standpunkte zu überden-
ken, die hier nicht ernsthaft hinterfragt werden. 
Auch reizt es mich, selbst eine Tagung mit den 
amerikanischen Kolleginnen und Kollegen durch-
zuführen.

Gastwissenschaft-
ler*innen kamen im Jahr 

2022 und 2023 aus dem 
Ausland an die Bucerius 

Law School. 

15

11
eigene Nachwuchswissen-
schaftler*innen wurden 

in der gleichen Zeit durch 
die Hochschule bei ihren 

Forschungsaufenthalten 
im Ausland gefördert.

Woran haben Sie an der Buceri-
us Law School geforscht?
→  Ich habe an einem For-
schungsprojekt gearbeitet, das 
den rechtlichen Haftungsrah-
men für medizinische KI-Tech-
nologien untersuchte.

Inwiefern profitiert Ihre For-
schung von dem Auslandsauf-
enthalt?
→  Als rechtsvergleichende 
Wissenschaftlerin ist es immer 
von Vorteil, in einem akademi-
schen Umfeld zu arbeiten, das 
sich von dem unterscheidet, in 
dem man ausgebildet wurde. 
Es ermöglicht einem, neue 
Perspektiven zu gewinnen, den 
Status quo zu hinterfragen und 
die kulturellen und sozialen 
Einflüsse auf das Recht besser 
zu verstehen. Da die Law School 
diese Art der internationalen 
Zusammenarbeit begrüßt und 
unterstützt, profitieren alle 
vom Austausch von Ideen. 

INTERNATIONALER AUSTAUSCH
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wissenschaftliche Institute: 

→ �Institut für Stiftungsrecht und das Recht der  
Non-Profit-Organisationen

→ �Institut für Unternehmens- und Kapitalmarktrecht

→ �Institut für Medizinrecht

PROMOTIONEN

WISSENSCHAFTLICHE INSTITUTE,  
ZENTREN, PROGRAMME

581
abgeschlossene Promotionen seit Gründung

19abgeschlossene  
Habilitationen seit Gründung

3
6

5 hochschulbreite Zentren und Programme:

→ �Zentrum für wissenschaftliche Qualifikation

→ �Zentrum für Juristisches Lernen

→ �Internationales Stipendienprogramm für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs

→ �Interdisziplinäres Programm für rechtswissen-
schaftliche Forschung

→ �Law and AI Research Group (LARG)

wissenschaftliche Zentren:

→ �Center for Interdisciplinary Research on  
Energy, Climate and Sustainability

→ �Center for Transnational IP, Media and 
 Technology Law and Policy

→ �Center for International Dispute Resolution

→ �Center on the Legal Profession (Bucerius CLP)

→ �Center for Legal Technology and Data Science

→ �Notarrechtliches Zentrum Familienunternehmen

»In einem akademi­
schen Umfeld zu arbei­
ten, das sich von dem 
unterscheidet, in dem 
man ausgebildet wur­
de, ermöglicht einem, 
neue Perspektiven zu 
gewinnen, den Status 
quo zu hinterfragen 
und die kulturellen und 
sozialen Einflüsse auf 
das Recht besser zu 
verstehen.«
Mindy Nunez Duffourc,  
New York University (NYU), USA
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Umgekehrt gibt es für Bachelorstudierende an der 
WHU das Zusatzzertifikat in Wirtschaftsrecht, 
das Professor Dr. Carsten Jungmann von der 
Law School betreut. Seit 2020 kooperieren beide 
Hochschulen zudem wieder im Master of Law and 
Business (MLB): Studierende des Master of Law 
and Business der Bucerius Law School können 
diesen Abschluss erwerben, zu dem die WHU in-
haltlich einen großen Beitrag leistet. 

Warum ist beiden Hochschulen die Förderung 
dieser Interdisziplinarität wichtig?

Christina Günther: Hinter unseren Kooperatio-
nen steht der Gedanke, dass beide Disziplinen 
enorm voneinander profitieren können, wenn sie 
die Perspektive der anderen Seite verstehen. Wir 
sind überzeugt, dass dieses Verständnis schon im 

AKADEMISCHE PARTNERSCHAFT

 „

E I N E  E X P L O S I O N  
A N  I D E E N 

U N D  W I S S E N 
 “

Die Bucerius Law School und die WHU – Otto Beisheim School of  
Management verbindet seit vielen Jahren ein akademisches Partnerschafts-

abkommen. Seit 2020 ist die WHU Kooperationspartner der Bucerius Law 
School im Studiengang Master of Law and Business (MLB) an der Bucerius  

Law School. Wir sprachen mit der Programmdirektorin Professorin  
Dr. Christina Günther von der WHU und der Juniorprofessorin Dr. Nicole 

Gottschalck von der WHU über die Früchte dieser Zusammenarbeit  
und über Visionen für die Zukunft. 

Frau Prof. Dr. Günther, Sie 
sind Professorin an der WHU 
und Programmdirektorin des 
Partnerschaftsabkommens 
zwischen WHU und Bucerius 
Law School. Welche Idee steckt 
hinter dem akademischen Part-
nerschaftsabkommen?

Christina Günther: Die WHU 
und die Bucerius Law School 
sind seit 2006 verbunden. Dazu 
gehört, dass Bachelorstudie-
rende an der Law School ein 
wirtschaftswissenschaftliches 
Zertifikat, das „Wiwi-Zertifi-
kat“, erwerben können, das 
von der WHU koordiniert wird. 

Studium geschaffen werden 
sollte. Sprich: dass die Stu-
dierenden zumindest in die 
Herangehensweise der anderen 
Disziplin hineinschnuppern 
können. Denn im späteren Ar-
beitsalltag wird man sicher zu-
sammenarbeiten. Da ist es sehr 
hilfreich, verstanden zu haben, 
wie die andere Seite tickt. 

Nicole Gottschalck: Das gilt 
insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass an der WHU viele 
junge Menschen studieren, 
die sich vorstellen können, 
später ein eigenes Unterneh-
men zu gründen oder sich 
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in Managementpositionen 
sehen. Das eine oder andere 
Tool aus dem Werkzeugkoffer 
der Rechtswissenschaften zu 
kennen ist für sie ein enormer 
Mehrwert. Umgekehrt haben 
viele Jurastudierende in ihrem 
Berufsleben später direkten 
Kontakt mit Wirtschaftswis-
senschaftler*innen – etwa, weil 
sie als Rechtsanwält*innen für 
Wirtschaftskanzleien arbeiten, 
selbst ein Unternehmen grün-
den wollen oder als Syndikus 
für ein Unternehmen tätig sind.

Frau Prof. Dr. Gottschalck, Sie 
sind als Juniorprofessorin der 
WHU an die Bucerius Law 
School abgesandt. Sie unter-
richten ebenso Jurastudieren-
de wie Studierende der Wirt-
schaftswissenschaften. Was 
beobachten Sie für Gemein-
samkeiten und Unterschiede?

Nicole Gottschalck: Dadurch, 
dass ich an der WHU und der 
Law School unterrichte, bekom-
me ich das Beste aus beiden 
Welten mit. Die Studierenden 
zu vergleichen fällt mir jedoch 
schwer, zumal sie sich in unter-
schiedlichen Lebensphasen 
befinden. Die Studierenden im 
Master-of-Law-and-Business-
Programm haben alle schon 
Berufserfahrung. Die Studie-
renden an der WHU, die ihren 
Bachelor starten, sind meist 
frisch aus der Schule. Einen 
kleinen Vergleich kann ich 
aber ziehen: Die Studierenden 
beider Hochschulen zeichnen 
sich durch einen besonderen 
Wissensdurst und eine schnel-
le Auffassungsgabe aus. Sie 

»Meine Hoffnung wäre es, dass wir die 
Bachelorstudierenden der WHU und der 
Bucerius Law School zusammenbringen 
zu gemeinsamen Projekten. Ich stelle 
mir das wie eine Explosion an Ideen und 
Wissen vor.«
Prof. Dr. Christina Günther ist Inhaberin des IHK-Lehrstuhls für kleine und mittlere 
Unternehmen an der WHU und seit Frühjahr 2020 Programmdirektorin des gemeinsamen 
Studienganges Master of Law and Business von WHU und Bucerius Law School sowie der 
gemeinsamen Wiwi-Zertifikate. 

Law School zusammengebracht, 
um über Themen zu diskutie-
ren, in denen die Disziplinen 
Schnittmengen bilden. Daraus 
ist zwar noch kein konkretes 
Forschungsprojekt entstan-
den, aber es gab einen aktiven, 
interdisziplinären Austausch. 
Zugleich wurde gerade von Dr. 
Sophie Burchardi und Dr. Jens 
Gerlach, beide Habilitierende 
der Law School, und mir ein 
Forschungsförderantrag ge-
stellt, weil wir ein gemeinsames 
Projekt zur Nachhaltigkeit in der 
Lieferkette realisieren möchten. 

Christina Günther: „Business 
meets law“ ist eine Platt-
form, um sich nicht nur als 
Lehrpersonen, sondern auch 
als Forschende zu begegnen. 
Gemeinsame Forschungsvor-
haben sind ja nichts, das man 
mal eben auf die Beine stellt 

AKADEMISCHE PARTNERSCHAFT

stellen sich bewusst dem Wettbewerb und wollen 
zu den Besten gehören. Deswegen suchen sie auch 
den Weg an diese beiden Hochschulen. 

Christina Günther: Die Studierenden im Master-
of-Law-and-Business-Programm platzieren sich 
übrigens gezielt in der Schnittstelle zwischen bei-
den Disziplinen. Der Anteil an Wirtschaftswissen-
schaften und juristischen Inhalten ist in diesem 
Masterprogramm nahezu 50 : 50. Das heißt: Diese 
Studierenden sind eher Generalisten, die beide 
Disziplinen miteinander verbinden möchten. 

Findet sich die Interdisziplinarität auch in der 
Forschung? Gibt es gemeinsame Forschungsvor-
haben zwischen beiden Hochschulen?

Nicole Gottschalck: Wir haben einen Grundstein 
dafür gelegt. Im November 2022 gab es die erste ge-
meinsame Veranstaltung der WHU und der Buceri-
us Law School, die ab jetzt jährlich wechselseitig an 
den Hochschulen stattfinden soll. Unter dem Titel 
„Business meets Law“ haben wir Wirtschaftswis-
senschaftler*innen und Jurist*innen aus Wissen-
schaft und Praxis für einen Tag an der Bucerius 
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Dr. Nicole Gottschalck ist als Joachim-Herz-Juniorprofessorin für  
Personal Economics der WHU seit September 2020 dauerhaft an die  
Bucerius Law School abgesandt. Sie promovierte am IHK-Lehrstuhl für  
kleinere und mittlere Unternehmen der WHU. 

Über das gemeinsame  
Masterprogramm 

Die Kooperation der Bucerius Law 
School und der WHU – Otto Beisheim 
School of Management im Bache­
lor- und Masterprogramm umfasst 
die Zertifikatsprogramme beider 
Hochschulen und die inhaltliche Ko­
operation im Rahmen des Master of 
Law and Business (MLB). Durch die 
Kooperation stärkt die Law School ihr 
betriebswirtschaftliches Curriculum 
und fördert die interdisziplinäre und 
praxisorientierte Ausbildung an der 
Schnittstelle von Recht und Wirt­
schaft. Zugleich wird die interdiszi­
plinäre Forschung zwischen beiden 
Hochschulen angeregt und gefördert.

Über die WHU

Die WHU – Otto Beisheim School of 
Management in Vallendar bei Koblenz 
wurde 1984 auf Initiative der Indust­
rie- und Handelskammer Koblenz ge­
gründet. Die Idee war eine internatio­
nal ausgerichtete private Hochschule, 
die die Wirtschaftsführungskräfte 
von morgen ausbildet. Die WHU zählt 
zurzeit rund 2100 Studierende und 
Promovierende, knapp 250 Mitarbei­
tende und fast 60 Professor*innen. 
Sie gilt als eine der besten privaten 
Wirtschaftshochschulen in Deutsch­
land und Europa.

»Die Disziplinen Wirtschaft und 
Jura können sehr voneinander  
profitieren, indem sie die andere 
Seite, mit der sie zukünftig  
zusammenarbeiten, bereits im  
Studium verstehen lernen.«

AKADEMISCHE PARTNERSCHAFT

oder in Kooperationsabkom-
men verschriftlichen könnte. 
Sie entstehen mit der Zeit und 
dadurch, dass man feststellt, wo 
es gemeinsame Interessen und 
Themen gibt, für die man sich 
auch über mehrere Jahre zu-
sammen in ein Forschungspro-
jekt begeben könnte. Deshalb 
haben wir an verschiedenen 
Stellen Gelegenheiten geschaf-
fen, dass beide Fakultäten sich 
begegnen. 

Was wünschen Sie sich für die 
Partnerschaft?

Nicole Gottschalck: Mein 
Traum ist, dass sich die Bache-
lorstudierenden der WHU und 
der Law School auch im Hörsaal 
begegnen; dass wir diese High-
performer zusammenbringen 
zu gemeinsamen Projekten. Ich 
stelle mir das wie eine Explo-
sion an Ideen und Wissen vor. 

Christina Günther: Wir ma-
chen das schon im Kleinformat: 
Die MLB-Studierenden der Law 
School kommen zu uns nach 
Düsseldorf an den zweiten 
Campus der WHU und tauschen 
sich dort mit einer Gruppe 
MBA-Studierender zum Thema 
„Whistleblowing“ aus. In Zu-
kunft könnte ich mir vorstellen, 
ein gemeinsames Programm für 
Bachelorstudierende zu entwi-
ckeln, in dem es um die großen 
Herausforderungen unserer 
Zeit geht – Themen, die man 
nicht mehr nur von einer Diszi-
plin aus betrachten kann oder 
sollte. Ein Programm, in dem 
wir gemeinsam Zukunftsgestal-
ter*innen ausbilden. ⊗



392023

AKADEMISCHE PARTNERSCHAFT

„ 
Diese akademische  

Partnerschaft zwischen  
zwei renommierten Lehr- und  

Forschungseinrichtungen  
in ihren jeweiligen Fachgebieten 

schafft neue Perspektiven  
für unsere Studierenden und  
unsere Wissenschaftler*innen.

“ 

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Katharina Boele-Woelki, Präsidentin
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MEDIZINRECHT

um bei dem Beispiel zu bleiben, stehen sich be-
deutende Werte gegenüber: der Wunsch, Kranken 
durch die Zulassung eines Medikamentes zu hel-
fen, und die Notwendigkeit, eine weitere schwere 
Belastung der Umwelt zu vermeiden. Wo kann da 
der richtige Weg liegen?

Unter anderem zu solchen Fragen forscht 
Prof. Prütting am Institut für Medizinrecht der 
Bucerius Law School. Er betreut dort ein For-
schungsprojekt für mehr Nachhaltigkeit im Ge-
sundheitswesen, das von der Mercator-Stiftung 
unterstützt wird. Zusammen mit der „Allianz für 
Klima und Gesundheit“ forscht er zu der Frage, 
wie das Gesundheitssystem vor allem ökologisch 
nachhaltiger werden kann. Im Bereich der „be-
sonderen Versorgung“ beispielsweise verweist 
das Sozialgesetzbuch V auf das Recht der öffent-
lichen Ausschreibungen im Vergabeverfahren 
und fordert, auch auf ökologische Nachhaltigkeit 
zu achten. „Das könnte ein starkes Vehikel sein, 
wenn man nachhaltigen Produkten sogar den 
Vorzug geben würde“, so Prof. Prütting. „Das hätte 
bei Pharma- und Medizintechnikherstellern ein 
sofortiges Umdenken zur Folge und sie müssten 
auch in der gesamten Lieferkette eine nach-
haltige Produktion sicherstellen.“ Durch solche 
rechtlichen Weichenstellungen in Deutschland, 
so Prof. Prütting weiter, könnten also sogar welt-
weite Effekte erreicht werden.

Prof. Dr. 
Jens Prüt-

ting, LL.M., ist 
seit Mai 2021 

Inhaber des 
Lehrstuhls für 

Bürgerliches 
Recht, Medizin- 

und Gesund-
heitsrecht an 
der Bucerius 
Law School.

„
Z U S A M M E N S P I E L  
V I E L E R  
D I S Z I P L I N E N 
 “

Wenn Pharmahersteller zum Beispiel Hormon-
präparate oder neuroendokrine Substanzen auf 
den Markt bringen, dann ist das ein Versprechen: 
Die Medikamente sollen gegen Krankheiten 
und belastende Symptome wirken. Es gibt aber 
auch einen Haken: Viele Wirkstoffe sind schäd-
lich für die Umwelt. Deshalb ist eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung fester Bestandteil des 
Zulassungsverfahrens. Was aber, wenn ein neues 
Medikament diese Prüfung nicht besteht – aber 
gleichzeitig als hochwirksam gilt?

Das Dilemma, vor dem das Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) in 
diesen Fällen steht, ist nahezu klassisch für die 
Gesundheitsbranche. Diese ist durch das Aufein-
andertreffen und Zusammenspiel verschiedener 
Disziplinen und Blickwinkel geprägt. Bei einer 
arzneimittelrechtlichen Zulassungsentscheidung, 

Arzneimittel sind oft hochwirksam, 
aber nicht umweltverträglich und wer-
den nicht zugelassen. Wie geht Nach-
haltigkeit im Gesundheitswesen? Dazu 
forscht Prof. Prütting am Institut für 
Medizinrecht der Bucerius Law School.
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Das Institut für Medizinrecht gibt es seit 2017. 
Ausgehend von dem Gedanken, dass das Medi-
zinrecht eine Querschnittsmaterie ist, soll das 
Institut eine Basis schaffen für die gemeinsame 
Forschung von Rechtswissenschaftler*innen, Me-
diziner*innen, Ethiker*innen und Ökonom*innen. 
Zusätzlich dazu hat Prof. Prütting seit Mai 2021 
einen Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Medi-
zin- und Gesundheitsrecht an der Bucerius Law 
School. In der Zeit hat er mehrere Forschungs-
schwerpunkte herausgebildet, von denen die 
Nachhaltigkeit im Gesundheitswesen nur einer 
ist. Angesichts der großen Herausforderungen 
und Umwälzungen, die sich im Gesundheits-
system vollziehen, gibt es weitere bedeutende 
Forschungsfragen, zum Beispiel, wer überhaupt 
Akteur auf dem Gesundheitsmarkt sein darf. Das 
ist in der Branche ein großes Thema, seit medi-
zinische Versorgungszentren (MVZ) zugelassen 
wurden und diese zunehmend von Investoren 
betrieben werden. Sie gehen den Weg, dass sie 
Krankenhäuser kaufen und über diese dann ein 
Versorgungszentrum gründen. Das ist sehr um-
stritten – es gibt den Vorwurf, die Investor*in-
nen würden die medizinischen Einrichtungen 
nur nach ökonomischen Aspekten betreiben und 
Geld aus dem System ziehen. Die Forderung wird 
immer lauter, den Gründerkreis für MVZ zu be-
schränken – was laut Prof. Prütting verfassungs-
rechtliche Fragen aufwirft. 

Ein Herzensthema und damit Forschungs-
schwerpunkt ist zudem die Versorgung älterer 
Patient*innen. Diese ist laut Prof. Prütting gut 
geregelt für Menschen, die mit Vorsorgevoll-
machten vorgesorgt oder Angehörige haben, die 
ihren Willen kennen. Eine große Regelungslücke 
gibt es aber bei älteren Menschen, die das nicht 
haben. Wie also kann ihr Wille ermittelt werden, 
wenn zum Beispiel die Frage einer künstlichen 
Ernährung und Beatmung im Raum steht? Im 
SGB V wurde die Möglichkeit verankert, einen Ge-
sprächsbegleiter einzusetzen. Prof. Prütting hat 
gemeinsam mit Sabine Petri und Prof. Dr. Bern-
hard Knittel einen Gesetzentwurf erarbeitet, nach 
dem die besondere Vertreterdokumentation von 
ärztlicher und Betreuerseite auf Betreiben des Ge-
sprächsbegleiters in einem neuen Absatz 2a des § 
1827 BGB einer Patientenverfügung gleichgestellt 
würde. Der Gesetzentwurf liegt den Justizministe-
rien in Nordrhein-Westfalen und Bayern vor und 
soll in den Bundesrat eingebracht werden. „Mir ist 
es wichtig, nicht nur wissenschaftlich zu forschen, 
sondern damit in der Gesundheitsbranche ganz 
praktisch etwas zu bewegen“, sagt Prof. Prütting.

Das Forschungsgebiet ist in der medizini-
schen Praxis von großer Relevanz. Um selbst auch 
Weichen zu stellen, schreibt Prof. Prütting Stel-
lungnahmen und Gesetzentwürfe zu aktuellen 
gesundheitspolitischen Themen. Als Bundesge-
sundheitsminister Karl Lauterbach im Dezember 
2022 beispielsweise verkündete, er werde private 
Investoren aus den MVZ vertreiben, hatte der Bu-
cerius-Law-School-Professor bereits zuvor einen 
Aufsatz für die Fachzeitschrift Medizinrecht 
(MedR) geschrieben. Darin hatte er die späteren 
Lauterbach-Pläne bereits als verfassungswidrig 
bezeichnet, freilich ohne dieselben zum Zeitpunkt 
der Texterstellung gekannt zu haben; er hatte eine 
solche Entwicklung jedoch befürchtet. Er hat aber 
– wieder ganz praktisch gedacht – auch alternati-
ve Lösungen juristisch durchgespielt. Zurzeit gibt 
es in der Branche konkrete Pläne, zumindest den 
Radius rund um ein Krankenhaus zu begrenzen, 
in dem ein Investor MVZ betreiben darf. Und das, 
so Prof. Prütting, wäre verfassungsrechtlich seiner 
Überzeugung nach erlaubt, sofern es mit einer 
sachlichen Begründung und verhältnismäßigen 
Einschätzung zur konkreten Ausgestaltung ver-
bunden wäre. ⊗

»Durch rechtliche Weichen­
stellungen in Deutschland 
könnten weltweite Effekte 
für mehr Nachhaltigkeit im 
Gesundheitswesen erreicht 
werden.«
Prof. Jens Prütting



B U c e r i u s  l a w  s c h o o l42

Frau Guntermann, Sie kommen aus der Praxis: 
Ehe Sie die Juniorprofessur an der Bucerius Law 
School übernommen haben, waren Sie drei Jahre 
lang Rechtsanwältin in einer Großkanzlei. Warum 
wollten Sie in die Wissenschaft zurück?
→  Das hatte verschiedene Gründe. Zum einen 
unterrichte ich sehr gerne. Mir macht es un-
heimlich Spaß, Wissen zu vermitteln. Und den 
einen oder anderen Tipp weiterzugeben, der 
mir im Studium sehr geholfen hätte. Außerdem 

liegt eine meiner Stärken im 
wissenschaftlichen Arbeiten. 
Das kam in der Kanzlei natur-
gemäß etwas zu kurz. Ich finde 
vor allem die multipolaren 
Interessenverhältnisse im Ge-
sellschaftsrecht faszinierend. 
Beim Ausgleich dieser Interes-
sen geht es regelmäßig nur um 
Geld. Das erlaubt einen recht 
abstrakten Blick auf das Recht, 
der mir zusagt. Außerdem mag 
ich die Kreativität, die das Ge-
sellschaftsrecht zulässt. Anders 
als in einigen anderen Rechts-
gebieten geht es nicht nur um 
Ge- und Verbote, sondern das 
Gesellschaftsrecht möchte 

Lisa Marleen Guntermann ist seit April 
2023 Juniorprofessorin für Bürger-
liches Recht und Unternehmensrecht 
an der Bucerius Law School. 

 „
I C H  K E N N E

AU S  D E R

W I R K L I C H K E I T
  “

D A S  U N T E R N E H M E N S R E C H T

P R A K T I S C H E N

KARRIERE

wirtschaftliches Handeln auch 
ermöglichen und fördern. 

Profitieren Sie in Ihrer wissen-
schaftlichen Arbeit von der 
praktischen Erfahrung?
→  Auf jeden Fall. Dadurch, 
dass ich mir das Gesellschafts- 
und Kapitalmarktrecht schon 
in der praktischen Wirklich-
keit angesehen habe, habe ich 
einen recht guten Blick für die 
rechtlichen Bedürfnisse und 
Risiken für Unternehmen. Die 
Tücken vieler rechtlicher Rege-
lungen erkennt man auch erst 
in der praktischen Handha-
bung. Wer das Ganze nur vom 



432023

Schreibtisch aus miterlebt, erkennt sicher weniger 
die taktischen Erwägungen hinter einzelnen 
rechtlichen Schachzügen. Ich kenne jetzt beide 
Perspektiven.

Haben Sie dafür ein Beispiel?
→  Ich habe mal einen Mandaten beraten, bei 
dem der 99%-Mehrheitsgesellschafter einer ehe-
mals börsennotierten Kommanditgesellschaft 
langfristig die verbleibenden Minderheitsge-
sellschafter aus der Gesellschaft hinausdrängen 
wollte. Im ersten Schritt musste die Gesellschaft 
dazu wieder in die Rechtsform einer Aktienge-
sellschaft formgewechselt werden. Das geschieht 
durch Beschluss der Gesellschafterversammlung. 
Dort tauchte dann plötzlich ein bekannter Berufs-
kläger auf und nutzte ein winziges rechtliches 
Schlupfloch im Umwandlungsgesetz, um den 
Formwechsel zu verzögern. Das war schon sehr 
eindrucksvoll mitzuerleben. Zugleich zeigen diese 
Schlupflöcher aber eben auch, dass das Recht 
nicht an allen Stellen ideal ausgestaltet ist. Das 
näher zu untersuchen und aufzuzeigen und damit 
auch zu einer Fortentwicklung des Rechts bei-
zutragen, verstehe ich als eine der Aufgaben der 
Rechtswissenschaft.

Zu welchen Themen forschen Sie? 
→  Mein Forschungsschwerpunkt liegt im 
Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht. Hier 
interessieren mich verschiedene Themen. Das 
Organisationsrecht von Gesellschaften und die 
damit zusammenhängenden Haftungsfragen 
zum Beispiel. Aber auch die Schnittstellen zum 
Recht der Digitalisierung. Ich habe mich zuletzt 
mit einem Gesetzesentwurf befasst, der Gesell-
schaften die Ausgabe von elektronischen Aktien 
unter anderem über die Blockchain ermöglicht. 
Außerdem habe ich in den letzten drei Jahren 
recht viel zur Hauptversammlung und ihrer Ver-
lagerung ins Digitale geforscht. Daneben beschäf-
tigen mich derzeit Gesellschafterklagerechte und 
für ein aktuelles Kommentierungsprojekt forsche 
ich gerade zum Ausscheiden der Gesellschafter 
aus der Personengesellschaft. Also ganz klassische 
gesellschaftsrechtliche Themen. Aber auch kapi-
talmarktrechtliche Fragestellungen sind für mich 
interessant. In der Vergangenheit habe ich mich 
zum Beispiel mit speziellen Fragen des Delistings 
befasst, also dem Rückzug von der Börse. Und mit 
sogenannten Related Party Transactions. Meine 
weiteren Forschungsinteressen liegen im Bürger-
lichen Recht. Hier habe ich zuletzt einen Aufsatz 
zur sachenrechtlichen Qualifizierung sogenann-
ter Non Fungible Token geschrieben. Für meine 
Habilitation forsche ich zudem zu schwebenden 

Prof. Dr. Lisa  
Marleen Gunter-
mann betreibt ein 
bürgerlich-rechtliches 
Habilitationsprojekt bei 
Prof. Dr. Ulrich Noack 
an der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf, 
an der sie 2015 promo­
viert wurde. Nach dem 
Referendariat am OLG 
Düsseldorf arbeitete sie 
als Rechtsanwältin und 
beriet schwerpunktmäßig 
im Aktien- und Kapital­
marktrecht. 2020 kehrte 
Guntermann als Akade­
mische Rätin a.  Z. an den 
Lehrstuhl von Prof. Noack 
zurück, wo sie bis zu ihrer 
Berufung an die Bucerius 
Law School forschte und 
unterrichtete.

Rechtsgeschäften. Dieses Habi-
litationsprojekt habe ich 2020 
bei Prof. Ulrich Noack in Düs-
seldorf begonnen, bei dem ich 
auch schon zu einem GmbH-
rechtlichen Thema promoviert 
habe.

Was haben Sie sich für Ihre Zeit 
an der Bucerius Law School 
vorgenommen?
→  Im Moment bereite ich 
mich gründlich auf die Lehre 
vor. Die hat für mich einen sehr 
hohen Stellenwert. Ich über-
nehme vor allem große Teile 
der gesellschaftsrechtlichen 
Ausbildung der Studierenden, 
aber auch einen rechtsver-
gleichend angelegten Kurs im 
International Program und ver-
tretungsweise einen Kurs zum 
BGB AT in der Examensvorbe-
reitung. In der Forschung freut 
es mich sehr, dass die Bucerius 
Law School so international 
und interdisziplinär ausge-
richtet ist. Hiervon möchte 
ich profitieren, mich aber auch 
selbst verstärkt einbringen. 
Ich möchte mich zum Beispiel 
mehr mit dem Thema Digita-
lisierung befassen. Ich könnte 
mir zum Beispiel vorstellen, 
mich verstärkt mit dem Ein-
satz künstlicher Intelligenz in 
Unternehmen zu befassen. Wo 
dürfen sie KI einsetzen, wo sind 
die Grenzen, wie transparent 
muss der Einsatz von KI sein? 
Das sind spannende Fragen, für 
die es einen interdisziplinären 
Ansatz braucht. ⊗
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EINBLICKE

„
D I E  S C H Ö N S T E  

AU F G A B E  
E I N E R  P ROF E S SOR I N ?  

TA L E N T E  
Z U  E N T D E C K E N ! 

 “
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Klimawandel, Digitalisierung, eine ins Wanken 
geratene Weltordnung: Welche Fragen muss die 
Rechtswissenschaft heute und in naher Zukunft 
stellen – und welche Antworten kann sie finden? 
Was bedeuten sie für die Ausbildung des juristi-
schen Nachwuchses und die Forschung?

Katharina Boele-Woelki: Wir sind bei der Ge-
staltung der juristischen Ausbildung nicht völlig 
autonom, dennoch gibt es Raum für Innovation 
und Profilbildung wie etwa die 2019 gegründete 
Hochschulgruppe Klima und Nachhaltigkeit oder 
das forschungsorientierte Center for Interdisci-
plinary Research on Energy, Climate and Sustai-
nability. Ganz aktuell müssen wir uns jetzt mit 
den Möglichkeiten und Grenzen der KI für unsere 
Prüfungsformate beschäftigen. 

Michael Grünberger: Vom Recht wird heute er-
wartet, alle möglichen Transformationsprozesse 
zu begleiten, aktiv mitzugestalten und auch ab-
zufedern. Das Recht wird immer mehr – ob wir es 
wollen oder nicht – zum Instrument, um gesell-
schaftlichen Wandel zu gestalten. Damit wird es 
kontroverser. Alles wird politischer und unüber-
sichtlicher. Da muss die Rechtswissenschaft ran. 
Sie muss Instrumente weiterentwickeln, um das 
vorhandene Wissen über seine Umwelt besser 
verarbeiten zu können. Und wir bilden die Gestal-
tenden von morgen aus!

Wie haben sich die Studierenden in den vergan-
genen ca. zehn Jahren verändert, ihre Ansprüche, 
Erwartungen, Werte? Und wie muss eine (priva-
te) Hochschule in der Ausbildung und Forschung 
darauf reagieren? 

KBW: Unsere neuen Lehrformate (digitales Fall-
buch, digitales Skript, Video und Vorlesungs-
aufzeichnung) werden neben Vorlesungen und 
Kleingruppen intensiv genutzt. Sie ermöglichen 
eine Individualisierung des Studiums. Dennoch 
brauchen wir auch das (Streit-)Gespräch, das – so 
erwarte ich – in Zukunft in kleineren Gruppen 
stattfinden wird. Mit der überschaubaren Größe 

Wechsel an der Spitze: Auf Katharina 
Boele-Woelki folgt Michael Grünber-
ger als Präsident der Bucerius Law 
School. Wie blicken die beiden auf die 
akademische Welt und die Zukunft der 
Rechtswissenschaft?

unserer Hochschule, der finanziellen Absicherung 
durch die ZEIT-Stiftung und dem gemeinsamen 
Willen, den Studierenden eine exzellente Aus-
bildung zu bieten, werden wir diese Herausforde-
rung meistern. 

MG: Während vor 10, 15 Jahren ein Job in der 
Wirtschaft (Kanzlei oder Unternehmen) noch 
von vielen als erstrebenswertes Ziel angegeben 
wurde, beschäftigen sich heute mehr mit Themen 
und Zugängen, wo sie einen Beitrag für gesamt-
gesellschaftliche Belange leisten können. Und sie 
wollen mehr Zeit für Familie haben. Es genügt 
also nicht mehr zu sagen, dass man als Hoch-
schule „für Wirtschaftsrecht“ steht. Wir müssen 
wieder mehr Gesellschaftsrecht betreiben. Das ist 
ein Zugang, der die vielfältigen sozialen, techno-
logischen, ökonomischen, aber auch ökologischen 
Rahmenbedingungen der Gesellschaft, in der wir 
leben, reflektiert und gestaltet.

Welchen Rahmen muss eine private Hochschule 
im Wissenschaftsbetrieb schaffen, um attraktiv 
für Forschende zu sein?

MG: Vielleicht sollten wir als privat organisierte 
Hochschule uns stärker auf die Freiheit besinnen, 
bewusst anders zu sein. Wir sollten weniger die 
Strukturen und Abläufe staatlicher Hochschu-
len imitieren, sondern ganz bewusst neue Wege 
gehen, um wissenschaftsadäquate Arbeitsbedin-
gungen zu schaffen. Forschende – die idealerwei-
se immer zugleich auch Lehrende sind – sollten 
sich auf drei Dinge fokussieren können: Erstens: 
Welches Problem interessiert mich und wie und 
mit wem möchte ich darauf Antworten finden? 

»Wir sollten uns als privat  
organisierte Hochschule  
stärker auf die Freiheit besinnen, 
bewusst anders zu sein.«
Prof. Michael Grünberger
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Zweitens: Wie kann ich mein Wissen und mei-
ne Fragen am besten an Studierende vermitteln, 
sodass sie in der Lage sein werden, die Herausfor-
derungen von morgen zu sehen und zu bewälti-
gen? Drittens: Wie kann ich meine Forschung so 
vermitteln, sodass sie in der Fachcommunity und 
in der Öffentlichkeit rezipiert wird? 

KBW: Als staatlich anerkannte rechtswissen-
schaftliche Hochschule mit Promotions- und 
Habilitationsrecht müssen wir Freiräume für 
die Forschung bieten. Forschungsfreitrimester, 
Forschungsfreizeiten oder finanzielle Anreize für 
interdisziplinäre Forschung, für die Unterstüt-
zung bei Drittmittelprojekten und für Auslands-
aufenthalte zählen dazu. Der wissenschaftliche 
Nachwuchs muss auch gefördert werden, etwa 
mit Stipendien für Forschungsaufenthalte und 
Tagungsteilnahmen. 

 
Welche Herausforderungen kommen auf die Stu-
dierenden und Forschenden/Lehrenden in den 
nächsten Jahren zu und welche Rolle kann die 
Hochschule dabei spielen?

KBW: Die Bucerius Law School steht vor der 
ständigen Herausforderung, exzellente Lehre auf 
hohem Niveau anzubieten und gleichzeitig ihre 
Forschung in den nationalen und internationalen 
Diskurs einzubringen. Interdisziplinäre rechtswis-
senschaftliche Forschung wird dabei immer mehr 
zum Standard. Wir müssen nicht nur mehr intra-
disziplinäre, sondern vor allem interdisziplinäre 
Forschungsprojekte fördern. Dafür können wir 
uns die besten Wissenschaftler*innen aus ande-
ren Forschungsbereichen aussuchen. Wir müssen 
also den Campus verlassen oder zu uns einladen, 
um Kooperationen zu ermöglichen.

MG: Klimawandel und Digitalisierung und die da-
durch ausgelösten Transformationsprozesse sind 
die Mammutaufgabe unserer Zeit. Vor allem aber 
müssen wir mit unseren Angeboten dazu beitra-
gen, Persönlichkeiten zu bilden – und ich spreche 
bewusst von „bilden“ und nicht nur von „ausbil-
den“ –, die das Ethos und das Können haben, diese 
Prozesse in der Gesellschaft aktiv voranzutreiben.

Was bedeutet es heute, Talente zu entwickeln?

KBW: Das ist die schönste Aufgabe einer Profes-
sorin oder eines Professors! Talente zu entdecken 
und zu fördern. Das wird bei der Betreuung einer 
Dissertation deutlich: regelmäßige bilaterale 
Gespräche führen (bei mir einmal pro Woche), 

Vernetzungsmöglichkeiten aufzeigen, den Spiegel 
vorhalten, kritische Fragen stellen, manchmal 
weiß man selbst die Antwort nicht, offen und 
unvoreingenommen zuhören, den Zeitplan und 
die sich ständig weiterentwickelnde Gliederung 
im Auge behalten, sich um das seelische Wohl der 
Doktorand*innen kümmern, sich über Erfolge 
freuen und bei Tiefpunkten gemeinsam einen 
Ausweg finden.

MG: Die Bildungssoziologie kennt den Begriff des 
„signifikant Anderen“. Das sind Personen, denen 
in bestimmten sozialen Kontexten ein besonderes 
Gewicht zukommt, wenn es darum geht, das eige-
ne Selbstbild zu formen. Wir Hochschullehrer*in-
nen zählen ganz besonders dazu, dafür müssen 
wir uns noch stärker sensibilisieren. Jura ist eine 
soziostrukturell besonders exklusive Disziplin 
mit einem erstaunlich geringen Anteil an Auf-
steiger*innen aus niedrigen sozialen Herkunfts-
gruppen und aus Migrationshintergründen. Hier 
müssen wir – die deutsche Rechtswissenschaft 
insgesamt– besser werden.

Was bedeutet für Sie Exzellenz?

KBW: Beharrlichkeit, Innovation und Teamgeist 
führen zu Spitzenleistungen, die übrigens nicht 
von uns, sondern von anderen als solche aner-
kannt werden müssen. 

MG: Im Wissenschaftssystem bedeutet es, mit 
geeigneten und reflektierten Methoden eigen-
ständige Fragestellungen zu formulieren und sie 
ergebnissoffen, aber mit Leidenschaft zu verfol-
gen – und in der Folge davon unseren Blick auf die 
Welt zu verändern.

»Gemeinschaft, Mut 
und Exzellenz: Das sind  
unsere Kernwerte.«
Prof. Katharina Boele-Woelki
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Wie würden Sie den Law-School-Spirit in Worte 
fassen?

KBW: Gemeinschaft, Mut und Exzellenz: Das sind 
unsere Kernwerte. Es ist wichtig, dass die Ziele 
der Hochschule und auch die Ziele jedes einzel-
nen Mitglieds gemeinsam erreicht werden. Das 
bringt uns auf eine höhere (Glücks-)Ebene und 
macht uns leistungsfähiger. Bucerius-Spirit ist 
auch, wenn kurz nach Ausbruch des Angriffskrie-
ges gegen die Ukraine ein großes Benefizkonzert 
von den Studierenden organisiert und gestaltet 
wird. Da wird einem warm ums Herz.

Was sind Erfahrungen, die Ihre Zeit an der Buce-
rius Law School zu etwas Besonderem gemacht 
haben? Und wenn Sie noch mal starten könnten: 
Was würden Sie genauso wieder machen?

KBW: Meine Zeit an der Bucerius Law School war 
zu einem großen Teil mit der Vorbereitung und 
Durchführung von zwei institutionellen Akkre-
ditierungen durch den Wissenschaftsrat ausge-
füllt. Dies war in jeder Hinsicht eine einmalige 
Erfahrung: die fruchtbare und unterstützende 
Zusammenarbeit mit den Kolleg*innen, der Ge-
schäftsführung und der Verwaltung sowie den 
Studierenden und wissenschaftlich Mitarbeiten-
den. Gerade bei den Ortsbesuchen habe ich ge-
spürt, dass sich alle mit Herz und Seele für unsere 
Hochschule engagieren. Wenn ich noch einmal 
anfangen würde, würde ich wieder viele Gesprä-
che mit allen führen, unvoreingenommen und 
zunächst ohne Agenda. Diese entwickelt sich nach 
der Bestandsaufnahme. Es ist eine spannende 
Zeit, in der sich Neues zeigt, aber auch Bekanntes 
bestätigt wird. Auf jeden Fall hat mir der Aus-
tausch als damals noch außerhalb des deutschen 
Wissenschaftssystems Stehende einen guten 
Einblick in den Organismus Bucerius Law School 
gegeben. Immer wieder wurde ich nach meinen 
Visionen gefragt. Im Rückblick stelle ich fest, dass 
alle Veränderungen seit meinem Amtsantritt ge-
meinsam erkämpft und gemeistert wurden. Ich 
habe mich auf die Rolle der Initiatorin, Moderato-
rin, Networkerin und Enablerin beschränkt.

Mit welchen Schwerpunkten starten Sie Ihre 
Amtszeit an der Bucerius Law School? Wie sollen 
Studierende und Kolleg*innen Sie nach 100 Tagen 
beschreiben?

MG: Ich bin mit einer Perspektive für die Law 
School angetreten, die um drei zentrale, sich 
überlappende Querschnittsbegriffe kreist: 

Nachhaltigkeit – Responsivität – Diversität. Nach-
haltigkeit ist nicht nur ein ökologisches Konzept, 
sondern Teil des Selbstverständnisses einer mo-
dernen Hochschule. Mit Responsivität bezeichne 
ich den Vorgang, wie das Recht auf die gravieren-
den Umwälzungen unserer Zeit adäquat reagieren 
kann. Diversität bedeutet für mich, dass die Law 
School Vielfalt und Pluralismus als Chance und 
als institutionelle Herausforderung auf mehreren 
Ebenen begreift. Ich würde mich freuen, wenn 
man mich als aufmerksamen Zuhörer, kritischen 
Fragensteller, lernenden und diskutierenden Ge-
stalter erfahren wird.

Was wünschen Sie sich gegenseitig für die nähere 
Zukunft?

MG: Ich wünsche Katharina, dass sie die neu 
gewonnene Freiheit mit den Dingen ausfüllen 
kann, die in den letzten acht Jahren vielleicht zu 
kurz gekommen sind. Und ich wünsche uns, dass 
Katharina der Law School als engagierte Lehrende 
und als wohlwollend-kritische Begleiterin verbun-
den bleibt.

KBW: Freude an der Vielfältigkeit des Amtes, An-
erkennung in der Hochschulgemeinde und ein 
wenig Zeit für eigene Lehre und Forschung.

»Ich habe mich auf die  
Rolle der Initiatorin,  
Moderatorin, Networkerin  
und Enablerin beschränkt.«
Prof. Katharina Boele-Woelki
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„ 
W I E   

S I E H T  DA S 
R E C H T  

D E R  Z U K U N F T 
AU S ?  

“

Bildung, Insolvenzen, Familien, Digitalisierung: Mit ihren  
Forschungen schaffen die Professor*innen der  

Bucerius Law School immer wieder neue, wichtige Erkenntnisse  
für die Rechtswissenschaft. Hier geben sie  

Einblicke in ihre aktuellen wissenschaftlichen Arbeiten. 
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A useinandergesetzt 
habe ich mich in den 
letzten 18 Monaten 

vor allem mit zwei rechtsbe-
zogenen Themenkomplexen:  
Ausgehend von der Entschei-
dung des Bundesverfassungs-
gerichts zur Verfassungsmäßig-
keit der Schulschließungen in 
der Pandemie habe ich mich im 
Rahmen eines Gutachtens und 
der Arbeit an einem längeren 
Archivaufsatz intensiv mit dem 
vom Karlsruher Gericht neu 
entdeckten Recht auf schuli-
sche Bildung aus Art. 2 Abs. 1 
i. V. m. Art. 7 Abs. 1 GG ausei-
nandergesetzt. Dabei interes-
sieren mich insbesondere die 
langfristigen Implikationen 
der Entscheidung sowie die 
transdisziplinäre Einbettung 
des neuen Grundrechts. Diese 
Arbeiten sind verzahnt mit 
einer langfristig stattfindenden 

Prof. Dr. Felix Hanschmann  
ist Inhaber des Dieter Hubertus  
Pawlik Stiftungslehrstuhls Kritik des 
Rechts – Grundlagen und Praxis des 
demokratischen Rechtsstaates.

„Mich faszinieren trans-
disziplinäre Perspektiven 
und der Austausch mit 
anderen Wissenschafts-
disziplinen.“ 

Veranstaltungsreihe, die ich in 
Kooperation mit der ZEIT-Stif-
tung unter dem Titel „Bildung 
ist Bürgerrecht“ veranstalte 
und in der unter anderem die 
sozialen Disparitäten im deut-
schen Bildungssystem kritisch 
behandelt werden. 

Basierend auf länger zu-
rückliegenden Arbeiten und 
erneut angestoßen durch ein 
Symposium zum postkolonia-
len Völkerstrafrecht beschäfti-
ge ich mich intensiv mit dem 
Potenzial post- und dekolo-
nialer Theorien für eine Kritik 
des Rechts. Abstrakt betrachtet 
liegen jene Potenziale zunächst 
in dem Interesse postkolonia-
ler Theorien an Diskursen, die 
koloniale Expansionen beglei-
tet, strukturiert und legitimiert 
haben. Darüber hinaus unter-
suchen postkoloniale Theorien 
die Konstruktion individueller 
und kollektiver Identitäten 
unter Bedingungen kolonialer 
Ungleichheit. Die Wirkungen 
für das Selbstverständnis des 
kolonialen Zentrums sind der 
dritte Fokus postkolonialer 
Theorien. Daraus ist die Idee 
eines Symposiums entstanden, 
das sich mit dem Thema „Liti-
gating Reparations“ auseinan-
dersetzen wird. 

Besonders wichtig wa-
ren und sind mir neben der 
Aktualität und der politischen 
Bedeutung der beiden Themen-
komplexe die dogmatischen 
und rechtstheoretischen Her-
ausforderungen, die damit ver-
bunden sind. Darüber hinaus 
faszinieren mich die transdis-
ziplinären Perspektiven und 
der Austausch mit anderen 
Wissenschaftsdisziplinen, die 
beide Themen notwendigerwei-
se bedingen. 
Die individuelle und gesamt-
gesellschaftliche Bedeutung 
des Themas Bildung ist nicht 
nur aus einer bildungspoli-
tischen Perspektive zent-
ral für die Zukunft. Es ist 
eingebettet in rechtliche 

Rahmenbedingungen, die von verschiedenen 
Grundrechten sowie sonstigen verfassungsrecht-
lichen Vorgaben, wie dem staatlichen Bildungs- 
und Erziehungsauftrag, bestimmt sind. Diese gilt 
es vonseiten der Rechtswissenschaft meiner An-
sicht nach auch daraufhin zu untersuchen, welche 
Potenziale sie für ein gerechteres, von strukturel-
len Benachteiligungen möglichst freies Bildungs-
system besitzen. 

Die (andauernde) Bedeutung des Kolonialis-
mus für die deutsche Rechtswissenschaft wurde 
bis vor Kurzem aus verschiedenen Gründen im 
wissenschaftlichen Diskurs nicht thematisiert. 
Post- und dekoloniale Theorien wurden kaum 
rezipiert. Verhandlungen über Entschädigungs-
zahlungen, beispielsweise zwischen Namibia 
und der Bundesrepublik Deutschland wegen der 
während des deutschen Kolonialismus verübten 
Verbrechen, haben das Thema jedoch ebenso in 
den Fokus gerückt wie die umstrittene Rückga-
be kultureller Güter. Gefordert ist vonseiten der 
Rechtswissenschaft sowohl eine dogmatische wie 
rechtstheoretische Auseinandersetzung, die ihre 
eigene Positionalisierung und ihre Vorurteile kri-
tisch hinterfragt. ⊗
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S chwerpunkt meiner Forschungen waren 
weiterhin die Erscheinungsformen und 
möglichen Folgen (Chancen und Risiken) 

der digitalen Transformation. Diese führt zu 
erheblichen Veränderungen nicht nur technolo-
gischer Möglichkeiten, sondern auch von Insti-
tutionen, von Denkweisen sowie zu veränderten 
Produkten und in der gesellschaftlichen Lebens-
gestaltung. Zur Sicherung von Individual- und 
Gemeinwohl ist das Recht weiterhin unverzicht-
bar. Dabei war und ist mir besonders wichtig, ob 
und wie weit es einer auf die Digitalisierung ab-
gestimmten Neujustierung der Instrumente und 
des methodischen Vorgehens bedarf.

Um Antworten u. a. darauf habe ich mich 
in der im Jahre 2022 erschienenen Monografie 
„Recht im Sog der digitalen Transformation“  

(380 Seiten) bemüht. Sie wurde zusätzlich in 
portugiesischer Übersetzung in Brasilien veröf-
fentlicht (1. Aufl. 2021, 2. Aufl. 2022), ferner 2022 
in spanischer Sprache in Spanien. Vor allem mit 
brasilianischen Wissenschaftlern befinde ich mich 
seit Langem im wissenschaftlichen Austausch, 
insbesondere im Hinblick auf die rechtliche Reak-
tion auf die Digitalisierung. In Brasilien sind seit 
mehreren Jahren viele meiner Publikationen ver-
öffentlicht worden (jüngst vier Aufsätze und ein 
als Mitherausgeber betreuter Sammelband).

Gegenwärtig wird intensiv über Fortentwick-
lungen der Anwendungsfelder sowie Möglichkei-
ten und Risiken der künstlichen Intelligenz (KI) 
diskutiert. Besonders folgenreich ist der Ausbau 
generativer KI, also von KI, die u. a. Texte, Bilder, 
Töne und Stimmen eigenständig erstellen sowie 
verändern oder Texte in der Sprechweise eines 
Menschen, der nicht Urheber des Textes ist, ver-
fassen kann. Hierfür steht das Sprachmodell 
ChatGPT. Dessen Funktionsweise hat Hoffnun-
gen auf neue Leistungsdimensionen, aber auch 
Sorgen über Risiken und insbesondere möglichen 
Missbrauch hervorgebracht. Vermehrt wurden 
Rufe nach neuartiger staatlicher Regulierung er-
hoben. Der von der EU-Kommission 2021 vorge-
schlagene Entwurf einer KI-Verordnung trägt den 
Problemen nicht hinreichend Rechnung. In Brasi-
lien befindet sich ein Gesetzentwurf zur Regelung 
der KI zur Beratung im Senat. Dort richtet sich 
das Interesse auch auf die Vorgehensweisen in der 
EU und speziell in Deutschland.

Angesichts der globalen Bedeutung der KI und 
der vielen Vernetzungen und Entgrenzungen digita-
ler Infrastrukturen erscheinen mir trans- und inter-
nationale Kooperationen sowie trans- und interdis-
ziplinäre Anstrengungen besonders wichtig. ⊗

Prof. Dr. Wolfgang Hoffmann-Riem 
ist Affiliate-Professor für Recht und Innovation und  

Richter des Bundesverfassungsgerichts a. D.

„Die digitale Transformation 
bringt Hoffnungen, aber auch 
Sorgen und Risiken mit sich.“

Wenn ich versuchen 
sollte, meine jünge-
ren Forschungsinte-

ressen auf einen gemeinsamen 
Nenner zu bringen, dann würde 
ich sagen: Mich haben die Be-
gründungen von Recht interes-
siert. Und zwar nicht als abstrak-
te und rein theoretische Frage 
im Sinne von „Wie entsteht 
Recht überhaupt?“ oder „Wozu 
Recht insgesamt?“, sondern ganz 
konkret für einzelne Rechtsre-
geln oder Rechtsinstitute.

Im Familienrecht gibt es 
unzählige Beispiele dafür, 
wie im Verlauf des vergan-
genen Jahrhunderts unzäh-
lige Rechtsregeln oder ganze 
Rechtsinstitute auf einmal 
begründungsbedürftig gewor-
den sind, die über lange Zeit 
selbstverständlich waren, etwa 
weil sie als „natürlich“ erschie-
nen oder weil sie eben Gesetz 
waren und daher galten. Viele 
Weichenstellungen des Bürger-
lichen Gesetzbuchs, etwa zur 

Ehe und zu den Vorrechten 
des Vaters und Ehemannes 
(„Stichentscheid“, väterliches 
Züchtigungsrecht), erscheinen 
uns heute ganz fremd und die 
dafür gegebenen Begründungen 
wirken geradezu unfreiwillig 
komisch („Natur der Sache“). 
Aber vielleicht schauen spätere 
Zeiten genauso befremdet auf 
unsere gegenwärtigen Debat-
ten, etwa im Hinblick darauf, 
wie wir zwischen Ehe und 
Nicht-Ehe unterscheiden oder 
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Prof. Dr. Stefan Kröll, LL. M., ist Professor für International 
Dispute Resolution an der Bucerius Law School und Direktor des 
dortigen Center for International Dispute Resolution.

Prof. Dr. Anne Röthel ist Inhabe-
rin des Lehrstuhls für Bürgerliches 
Recht, Europäisches und Internatio-
nales Privatrecht.

„Die Eröffnung einer Insolvenz 
schließt die Durchführung von 
Schiedsverfahren keineswegs aus.“

„Welche Begründungen 
hat das Recht ganz kon-
kret für einzelne Rechts-
regeln oder -institute?“

wenn es darum geht, wie wir begründen, 
welche und wie viele Personen rechtlich 
als Eltern anzusehen sind. 

Mich interessiert also, worin für eine 
bestimmte Gesellschaft und zu einer be-
stimmten Zeit plausible oder akzeptable 
Begründungen im Rechtszusammenhang 
liegen. Woraus speisen sich die jewei-
ligen Begründungsordnungen und wie 
verändern sie sich? Und vor allem: Lässt 
sich eigentlich immer eindeutig sagen, 
wer hinter den vielen fulminanten Ver-
änderungen steht, die das Familienrecht 
des 20. Jahrhunderts durchziehen? Mein 
erster Impuls war, dass ich gerne gesagt 
hätte: Es war die Rechtswissenschaft, die 
immer wieder Zweifel gesät, Bedenken 
formuliert, die maßgeblichen Anstöße 
gegeben hat. Aber so wie ich die Dinge 
auf den von mir betrachteten Feldern im 
Familienrecht im Moment sehe, lagen die 
Dinge genau umgekehrt, und der Rechts-
wissenschaft war es eher darum zu tun, 
das Bestehende immer wieder mit dichte-
ren Begründungen zu versehen und also 
zu verteidigen gegen das viele Neue, das 
immer wieder Raum beanspruchte. Ist das 
nun blinder Konservativismus, „typisch“ 
für die deutsche Rechtswissenschaft, zu-
mal im Familienrecht? Auch hier mahnt 
der Rückblick auf die vielen spektakulären 
Umorientierungen des 20. Jahrhunderts 
zu Bescheidenheit. Was auf den ersten 
Blick politisch erscheint, könnte auch 
„nur“ der Selbstverpflichtung auf die im-
mer wieder neue Herstellung des Systems 
geschuldet sein. Aber das wäre dann ein 
anderes Forschungsprojekt. ⊗

D ie Auswirkungen der Insolvenz einer Partei auf Schiedsver-
fahren in den verschiedenen Rechtsordnungen gehören seit 
Langem zu meinen Forschungsschwerpunkten. Der ameri-

kanische Court of Appeal des Second Circuit hat das Verhältnis der 
beiden Rechtsgebiete und der sie prägenden Prinzipien als ein „con-
flict of near polar extremes“ bezeichnet. Auf den ersten Blick scheint 
die Eröffnung der Insolvenz über das Vermögen einer Partei und 
das damit verbundene Verfahren zur kollektiven Befriedigung aller 
Gläubiger die Durchführung von Schiedsverfahren auszuschließen. 
Dies ist jedoch keineswegs der Fall. Sowohl im deutschen Recht als 
auch in vielen ausländischen Rechtsordnungen ist anerkannt, dass 
der Insolvenzverwalter grundsätzlich an die vom Gemeinschuldner 
geschlossene Schiedsvereinbarung gebunden ist, sofern nicht insol-
venzspezifische Erwägungen die Bindung ausnahmsweise entfallen 
lassen. So können in Deutschland beispielsweise Streitigkeiten über 
zur Tabelle angemeldete Forderungen, für die eine Schiedsbindung 
besteht, vor Schiedsgerichten ausgetragen werden. Die Frage, in 
welchem Umfang das auch in anderen Rechtsordnungen gilt, war 
Gegenstand zweier internationaler Konferenzen im Jahr 2022, die 
ich gemeinsam mit führenden Insolvenz- und Schiedsrechtlern von 
der Universität São Paulo und der Universität Hamburg in Hamburg 
und Brasilien organisiert habe.

Daneben habe ich auch zu anderen Themen um die Grundfragen 
der Schiedsgerichtsbarkeit, d. h. zur Rolle und zu den Grenzen der 
Parteiautonomie im Prozessrecht, geforscht und publiziert. Einen 
zweiten Schwerpunkt bildete dabei die Beteiligung staatlicher Par-
teien an Schiedsverfahren und die damit verbundenen Besonderhei-
ten, insbesondere auch bei der Vollstreckung von Schiedssprüchen. 
Zu beiden Themen enthält das 2022 erschienene Cambridge Com-
pendium of International Commercial and Investment Arbitration 
längere Beiträge von mir. Das gemeinsam mit zwei ausländischen 
Kollegen herausgegebene dreibändige Werk umfasst 67 Einzelbeiträ-
ge namhafter internationaler Autoren aus Wissenschaft und Praxis, 
welche die Grundkonzepte der Handels- und Investitionsschiedsge-
richtsbarkeit erläutern.

Zur wissenschaftlichen Nachwuchsförderung veranstalte ich seit 
2022 jährlich ein Doktorandenseminar zur internationalen Streit-
erledigung, bei dem zuletzt 20 Teilnehmer diverser Hochschulen 
aus den deutschsprachigen Ländern ihre Arbeiten vorstellten und 
diskutierten. ⊗
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Prof.  
Christopher 

Bisping, LL. M., 
ist Professor für 
vergleichendes 

Zivilrecht, ins-
besondere für 

Verbraucherrecht 
und Dekan des 

Master of Law and 
Business.

„Ist es für große Unternehmen  
attraktiver, in Deutschland  

vor Gericht zu gehen, in England 
oder woanders?“

M ein Schwerpunkt in den letzten  
18 Monaten lag auf drei Gebieten: den 
verschiedenen Passagierrechten, also 

Flug, Bahn, Schiffe, der Entwicklung der „inter-
national commercial courts“ in verschiedenen 
Teilen der Welt, u. a. in Deutschland, und der 
Demystifizierung des Anspruchs des englischen 
Vertrags- und Handelsrechts, kontinentaleuro-
päischen Rechtsordnungen durch größere Vor-
hersehbarkeit und Verlässlichkeit der Ergebnisse 
überlegen zu sein.

Wichtig war mir dabei, jeweils einen rechtsver-
gleichenden Ansatz zu wählen. Allerdings wur-
de dies durch die Thematik diktiert und ist kein 
Selbstzweck. Meine Forschung zu Passagierrechten 
etwa vergleicht die verschiedenen Transportmo-
dalitäten miteinander, aber auch wie der Europäi-
sche Gerichtshof die völkerrechtlichen Vorgaben 
teilweise in deutlichem Unterschied zu anderen 
Gerichten auslegt. Die „international commercial 
courts“ können miteinander verglichen werden, 
mit traditionellen nationalen Gerichten, aber auch 
mit der privaten Schiedsgerichtsbarkeit.

Die Themen „international commercial 
courts“ und Demystifizierung des englischen 
Vertrags- und Handelsrechts haben eine gewisse 
inhaltliche Verbundenheit, als dass beide Rechts-
standorte behandeln. Ist es für große Unterneh-
men und sonstige Teilnehmer am internationalen 
Wirtschaftsverkehr attraktiver, in Deutschland 
vor Gericht zu gehen, in England oder woanders? 
Dabei widme ich mich zum einen prozessrechtli-
chen Fragen, also z. B. ob der vom deutschen Rich-
ter stark gesteuerte Prozess Parteien zusagt oder 
abschreckt, bzw. die Wirkung von „trials“ im anglo-
amerikanischen Recht. Zum anderen aber gerade 
der Frage, inwiefern das materielle Recht, also die 
inhaltlichen Regeln z. B. über Verträge, einen Ein-
fluss auf die Wahl des Rechtsstandorts haben.

Diese Themen werden mich auch weiterhin 
beschäftigen, da sie in schnell sich verändernden 
Gebieten liegen. Überrascht hat mich dabei, wie 
der persistente Glaube an Erfolg manche Initia-
tiven auch bei zweifelhaften Erfolgsaussichten 
vorantreibt. ⊗

D ie Gebiete des Handels-, Gesellschafts- 
und Wirtschaftsrechts befinden sich seit 
Jahren in ständiger Fortentwicklung und 

für das Insolvenzrecht gilt dies fast noch mehr. 
Die Wissenschaft ist nicht nur Spiegelbild dieser 
Dynamik, sondern sie trägt auch selbst dazu bei. 
Im Berichtszeitraum hat vor allem die Moderni-
sierung des Personengesellschaftsrechts viel an 
Forschungsanstrengungen mit sich gebracht (Ge-
setz vom 10.8.2021).  
Das Recht der Gesellschaftsinsolvenzen und 
Unternehmenssanierungen hat durch das Sanie-
rungs- und Insolvenz-Fortentwicklungsgesetz 
sein Gesicht stark verändert und wirft ungeprüfte 
Rechtsfragen in Fülle auf (Gesetz vom 29.12.2020). 
Begleitet werden diese Forschungsleistungen 
durch die turnusmäßigen Neubearbeitungen von 
Gesetzeskommentaren. Dies ist ein Dienst an der 
Rechtspraxis und stärkt auch die Sichtbarkeit 
unserer Hochschule.

Aus den geschilderten Gründen reicht das wis-
senschaftliche Werk mit seinen Wurzeln in Arbei-
ten aus früheren Jahren zurück, die der ständigen 
Erneuerung und Ergänzung bedürften. Gerade die 
größeren Forschungsleistungen schließen vielfach 
an Vorauflagen an, die – namentlich im Fall der 
Handbücher und Gesetzeskommentare – für Neu-
auflagen ihre Vorreiterposition nur durch Neube-
arbeitungen bewahren können. 

Meine Veröffentlichungen, Kommentierun-
gen und Beiträge sind jeweils neu konzipiert und 
gehen als Elemente des Fortschritts in die um-
fassenderen Werke ein. Das gilt auch für die in 
jährlichem Wechsel erscheinenden Berichte von 
den Jahresarbeitstagungen der Arbeitsgemein-
schaft für Steuerrecht, die sie niemals wieder-
holen, sondern im Jahresrhythmus neue Akzente 
setzen. Der Dialog mit der Praxis steht ebenso im 
Vordergrund wie die Nachverfolgung von Geset-
zesänderungen. ⊗

Prof. Dr. Dr. h. c. 
mult. Karsten 
Schmidt ist Ehren-
präsident der  
Bucerius Law 
School.

„Die Neubearbeitungen von  
Gesetzeskommentaren sind ein 
Dienst an der Rechtspraxis  
und stärken die Sichtbarkeit  
unserer Hochschule.“
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J uristinnen und Juristen sollen sich in 
ihrer Ausbildung – so verlangt es der Bun-
desgesetzgeber seit 2021 – mit dem „natio-

nalsozialistischen Unrecht“ auseinandersetzen. 
Vor diesem Hintergrund habe ich für die Zeit-
schrift „Juristische Ausbildung“ einen Beitrag zur 
„Pervertierung des Polizeirechts im Nationalsozi-
alismus“ verfasst. Wie es den Nationalsozialisten 
gelang, ihre Schreckensherrschaft zu organisieren, 
habe ich im ersten Teil des Beitrags gezeigt (JURA 
2023, S. 10–18). Das allgemeine Polizeirecht galt 
formell zwar fort. Die aus der Weimarer Republik 
überkommenen Vorgaben wurden aber im Sinne 
der neuen Ideologie ausgelegt. Wie dies geschah, 
habe ich im zweiten Teil meines Beitrags (JURA 
2023, S. 136–146) am Beispiel der 1936 erschiene-
nen Neuauflage des in der Weimarer Republik 
führenden Lehrbuchs zum Polizeirecht von Bill 
Drews, dem legendären Präsidenten des Preußi-
schen Oberverwaltungsgerichts, gezeigt. 

Auch einige Mitglieder meiner Familie waren 
„in die Fänge des NS-Staates“ geraten (so der Titel 
eines Vortrags meines Vaters, den er Ende 2021 
kurz vor seinem Tod im Studium generale unse-
rer Hochschule gehalten hat). Dies war für mich 
ein Anlass, mich mit dem Schicksal des Bruders 
meiner Großmutter, Leo Statz, zu beschäftigen. So 
ist für die „Juristenzeitung“ (JZ 2023, S. 331–339) 
ein Aufsatz zur „Gerichtliche[n] Aufarbeitung von 
NS-Unrecht in der Nachkriegszeit – Denunziation 
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ ent-
standen. Leo Statz verfügte über einen überspru-
delnden geistvollen Humor. In der Düsseldorfer 
Szene der Künste und des Brauchtums (vor allem 
im Karneval) war er ein Star. Die Nationalsozia-
listen sahen in diesem frohsinnigen Rheinländer 
schon früh einen Feind. Während sich jedermann 
überlegte, was er wann, wo und wem gegenüber 
sagte, blieb Leo Statz unbefangen. Vom „Volks-
gerichtshof“ unter Roland Freisler wurde er nach 
einem Verrat wegen „Wehrkaftzersetzung“ und 
„Feindbegünstigung“ zum Tode verurteilt und mit 
dem Fallbeil hingerichtet. Nach dem Krieg – kurz 
vor Gründung der Bundesrepublik – wurde sein 
Denunziant vom Düsseldorfer Schwurgericht zu 
einer lebenslangen Zuchthausstrafe verurteilt. 
Gestützt wurde das Urteil auf das vom Alliierten 
Kontrollrat erlassene „Gesetz Nr. 10“, wonach 
„Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ zu be-
strafen waren. Heute steht das Verfahren exem-
plarisch nicht nur für die Gefährlichkeit einer 
couragierten Opposition gegen die Schreckens-
herrschaft, sondern auch für den (weitgehend 
gescheiterten) Versuch der alliierten Siegermäch-
te, nationalsozialistisches Unrecht auch durch 
deutsche Richter (und nicht nur durch Gerichte 

der Siegermächte wie bei den „Nürnberger Prozes-
sen“) im Wege einer „Selbstreinigung“ aufarbeiten 
zu lassen.

Das Verhalten von Bill Drews und von Leo 
Statz wirft grundlegende Fragen auf. Hätte er als 
führender Vertreter eines rechtsstaatlichen Poli-
zeirechts ein Zeichen setzen müssen, dass man 
als anständiger Jurist den NS-Staat nicht unter-
stützen darf? Oder durfte er – ja sollte er sogar – 
wie viele andere Juristen an Unrecht mitwirken, 
um – wie es in der Nachkriegszeit häufig hieß – 
„Schlimmeres zu verhüten“? Welche persönlichen 
Nachteile sollte man hinnehmen, wenn man sich 
dem Unrecht entzieht? Unter welchen Umstän-
den ist ein aktiver Widerstand geboten? Welche 
Nachteile muss man in Kauf nehmen? Was kann 
man Angehörigen zumuten? Klar ist: Wenn man 
sich mit dem Nationalsozialismus beschäftigt, hat 
man genug „food for thought“. ⊗

Prof. Dr. Hermann Pünder, LL. M., ist Inhaber des 
Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Verwaltungswissen-
schaften und Rechtsvergleichung.

„Welche persönlichen  
Nachteile sollte man  
hinnehmen, wenn man sich 
dem Unrecht entzieht?“
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I m Sommertrimester 2023 
war der aus Indien stam-
mende Professor der Volks-

wirtschaftslehre Kaushik Basu 
(Cornell University), ehema-
liger Chefökonom und Senior 
Vice President der Weltbank 
und Präsident der Internatio-
nal Economic Association, zu 
einem mehrmonatigen Gast-
aufenthalt an der Bucerius Law 
School. Basu ist Preisträger des 
hoch angesehenen Alexander 
von Humboldt-Forschungsprei-
ses 2022, der ihm auf meinen 
Vorschlag hin verliehen wurde 
und zu seinem Aufenthalt an 
der Bucerius Law School führ-
te.  Er hat ein viel beachtetes 
Buch zu den Grundlagen des 
Rechts vorgelegt („The Republic 
of Beliefs, A new Approach to 
Law and Economics“ [2018]), in 
dem er sich insbesondere mit 
der Macht des Rechts und der 
Macht von Diktaturen beschäf-
tigt, was ihn für einen interdis-
ziplinären Dialog mit Juristen 
besonders interessant macht. 
Im Rahmen dieses Besuchs 
fand ein von Christian Bumke 
und mir veranstalteter und mit 
Mitteln des interdisziplinären 
Forschungsprogramms der Bu-
cerius Law School finanzierter 
Workshop statt, auf dem deut-
sche Rechtswissenschaftler 
kapitelweise die wesentlichen 
Thesen des Buchs mit dem Au-
tor diskutierten und Parallelen 
mit der Diskussion im deut-
schen Sprachraum aufzeigten.

Eine zweite Tagung hat 
Axel Kämmerer mit Kaushik 
Basu und mir zusammen zur 
Europäischen Union organi-
siert. Wir geben dazu ein Buch 
mit den Manuskripten heraus, 
das einen übergreifenden Ein-
leitungsartikel von uns enthält.  
Die Tagung, finanziert mit Mit-
teln der Fritz-Thyssen-Stiftung 
sowie des Bucerius-Programms 
zur Förderung der interdiszipli-
nären Forschung war interna-
tional hochkarätig mit Juristen 
und Ökonomen besetzt, unter 
anderem mit dem früheren 
Präsidenten des EuGH Va-
silios Skouris und dem der 
polnischen Zentralbank Leszek 
Balcerowicz sowie dem Geld-
theoretiker Barry Eichengreen 
(Berkeley). Sie behandelte den 
– unter den einst geäußerten 
übertriebenen Erwartungen 
der EU-Kommission liegen-
den – wirtschaftlichen Erfolg 
der EU, die Rolle unabhängiger 

Prof. Dr. Hans-Bernd Schäfer., Affiliate-Professor 
für die ökonomische Analyse des Rechts

„Hochkarätige Wissenschaftler 
für interdisziplinäre Tagungen 
an der Bucerius Law School.“ 

Notenbanken und die umstrit-
tene Problematik einer juristi-
schen Kontrolle ihrer Entschei-
dungen sowie den möglichen 
Modellcharakter der EU für 
regionale Kooperationen in 
anderen Weltgegenden.

Ein drittes Projekt mit dem 
italienischen Institutionenöko-
nomen Massimiliano Vatiero 
(Trient) ist die Herausgabe 
einer Sonderausgabe der Zeit-
schrift „History of Economic 
Ideas“ über den Einfluss des 
amerikanischen Rechtswis-
senschaftlers und Rechtsöko-
nomen Richard Posner auf die 
Rechtswissenschaft weltweit. 
Sie erscheint aus Anlass des 
50. Erscheinungsjahrs der Erst-
auflage von Posners Buch „Eco-
nomic Analyis of Law“. 
20 Autoren aus allen Kontinen-
ten beteiligen sich an dieser 
Veröffentlichung. Vatiero und 
ich schrieben einen Einlei-
tungs- und Überblicksartikel. ⊗
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„ 
Bucerius-Spirit ist auch,  

wenn kurz nach Ausbruch des  
Angriffskrieges gegen die  

Ukraine ein großes Benefizkonzert 
von den Studierenden  

organisiert und gestaltet wird.  
Da wird einem warm  

ums Herz.
“ 

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Katharina Boele-Woelki, Präsidentin
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